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Schädigt Volksfreiheit die
„militäriſche Diſziplin“?
Genoſſe Ledebour ſchreibt uns:

Der Herr Generalfeldmarſchall v. d. Goltz hat Pech.
Als langjähriger Jnſtruktor der türkiſchen Armee galt er in
Deutſchland als beſter Kenner nicht nur ihrer militäriſchen
Leiſtungsfähigkeit, ſondern der Widerſtandsfähigkeit des Osma-
nenreiches überhaupt. So wurde ſein optimiſtiſches Urteil über
die Türkei in hohem Maße beſtimmend für die orientaliſche
Politik der deutſchen Regierung. Sie ging von einer Ueber-
ſchätzung der Türkei aus, auf einer viel weitergehenden Ueber-
ſchätzung, als ſie der immerhin fachkundige Herr v. d. Goltz
ſelbſt ſich hätte zuſchulden kommen laſſen. Der Trugſchluß der
preußiſchen Regierungsleiter atte offenbar ſeine Hauptfehler-
quelle in der für dieſe Buroſſenhirne äußerſt charakteriſtiſchen
Verkennung des zerrüttenden Einfluſſes, den ein deſpotiſches
Regierungsſhſtem ſchließlich auf einen Staat und auch auf ſeine
Armee ausüben muß. Bei' Leuten, die heute noch die Lehren
von Jena nicht zugeben wollen, iſt es kein Wunder, daß ſie die
Augen verſchloſſen halten gegen das dauernde Verderben, das
Kaiſer Wilhelms II. Freund, Abdul Hamid, über das Türken-
reich gebracht hat.

Es iſt übrigens bei der Charakteranlage der preußiſchen
Staatslenker nicht weiter verwunderlich, daß ſie als Sünden-
bock für ihre eigenen politiſchen Mißgriffe jetzt den General-
feldmarſchall v. d. Goltz in die Wüſte der Penſionierung hinein-
gejagt haben.

Weit verwunderlicher iſt es, weshalb Herr v. d. Goltz aus
ſeinen eigenen Erfahrungen nicht die Lehre geſchöpft hat, daß
er beſſer täte, mit der Herbeiziehung ſeiner eigenen autori-
tätsbefliſſenen Anſchauungen zur Beurteilung militäriſcher

ragen etwas vorſichtiger zu ſein. Soeben erſt hat ihn das
ißgeſchick betroffen, das zum guten Teil aus ſeiner eigenen

—fhferhaften Wertung der türkiſchen Wehrkraft erwachfen iſt.
Flugs läßt er ſich in der neugewonnenen Muße bei der Ab-
wägung der in dem neuen Balkankriege miteinander ringen-
den Streitkräfte zu folgendem intereſſanten Urteil verleiten,
das er im Tag niedergelegt hat:

„Griechen und Serben einer-, die Bulgaren anderſeits
haben Ausſicht auf Erfolg oder glauben ihn zu haben. Das
macht die Vermittlung ſchwer. Dauernd kann nur das
Schwert entſcheiden. Die beiden erſten Völker, die urſprüng-
lich ohne Zweifel die größeren Rechte beſaßen, ernten
Leute, was die hyperliberalen Verfaſſungen
verſchuldeten, die ſie ſich nach der Befreiung gaben.
Sie kannten die Herſtellung ſtraffer politi-
ſcher Zucht und kriegeriſcher Stärke, durch
welche die Bulgaren ſie ſchon vor dem Kriegein den Hintergrund gedrängt hatten. Das ſei
nebenher unſeren Friedensſchwärmern und Militarismus-
gegnern geſagt.“

Der Herr Generalfeldmarſchall glaubte alſo einen entſchie-
denen Sieg der Bulgaren über Serben und Griechen prophe-
zeien zu können, weil die „hyperliberalen Verfaſſungen“ Ser-
biens und Griechenlands die Herſtellung ſtraffer ſoldatiſcher
Zucht und kriegeriſcher Stärke gehemmt hätten. Mit großer
Freude hatte er offenbar wahrgenommen, daß König Ferdi-

„nand in Bulgarien ein ſtraffes Deſpotenregiment durchgeführt
hatte, und ſeine preußiſche Denkweiſe entdeckte darin die Ge-
währ für eine unbedingte kriegeriſche Ueberlegenheit der Bul-
garen über die freien Serben und Griechen. Welch' ſchöne
Gelegenheit, den heimiſchen Friedensſchwärmern und Anti-
militariſten eins auszuwiſchen!

Hätte der gute Feldmarſchall ſeinen Prophezeiungsdrang
und den Wunſch, etwas Waſſer auf die Mühlen der
bulgariſchen Reaktion zu leiten, etwas gezügelt, ſo hätte er ſich
einen neuen, gräßlichen Hereinfall erſpart. Denn kaum war
die Tinte trocken, mit der er zur Diskreditierung freiheitlicher
Einrichtungen einen bulgariſchen Siegeszug verkündet hatte,
als die Nachrichten über die ſchweren Niederlagen der Bul-
garen einliefen. Trotzdem nach den Anſchauungen v. d. Goltzens
das ferdinandiſche Deſpotenregiment den Bulgaren den
ſtraffen militäriſchen Geiſt eingepaukt hatte, der ihnen den
Sieg verbürgte, ſind ſie von den freiheitlich verwahrloſten
Griechen und Serben in die Pfanne gehauen worden, während
der tapfere Ferdinand weit vom Schuß in Sofia auf Sieges-
nachrichten lauerte.

Erſt laſſen die Türken die Prophezeiungen des militari-
ſtiſchen Reaktionspolitikers zuſchanden werden, dann die Bul-
garen. Das iſt viel Pech. Oder vielmehr, es iſt die folgerich-
tige Wirkung eines auffälligen Mangels an Geſchichtsver-
ſtändnis und einer völlig widerſinnigen Völkerpfychologie.

Der Herr Generalfeldmarſchall mag, was ſeine Bewunderer
behaupten, ein vortrefflicher Taktiker, Stratege und Heeres
organifator ſein. Er mag in den rein techniſchen Seiten des
Heeresweſens Hervorragendes leiſten; er verkennt aber völlig
die ſeeliſchen Einwirkungen, die, aus den Wirtſchafts und Ver
faſſungszuſtänden eines Volkes ſtrömend, für Sieg oder
Niederlage in einem großen Kriege entſcheidend ſind.

Diſziplin iſt ſicher erforderlich für ein Heer wie für jede
Organiſation. Es iſt aber ſchon eine gewaltige Ueberſchätzung
des rein militäriſchen Drills, wenn man glaubt, daß durch ihn
allein das notwendige Maß von Diſgziplin einem Heere beige-
bracht werden könne, und daß deshalb ein Deſpotenregiment,

das der Untertanenſchaft von vornherein die Gewohnheit des
paſſiven Gehorſams gegenüber den Autoritäten anerzieht, die

wichtigſte Vorbereitung für die Eindrillung der militäriſchen
Diſziplin abgebe.

Weit wertvoller als die erzwungene und angedrillte Diſzi-
plin iſt für jeden Soldaten genau ſo, wie für jeden Menſchen
überhaupt, die freiwillige, auf Erkenntnis der Notwendigkeit
beruhende Einordnung in die Erforderniſſe gemeinſamen Han-
delns. Dieſe Art Diſziplin bildet ſich aber weit beſſer in frei-
heitlich ſich ſelbſt regierenden Staatsweſen aus als in Deſpotie.
Dazu kommt, daß ein Volk um ſo mehr ſich für Erhaltung und
Verteidigung ſeines Staatsweſens aufopfert, je weniger eben
die Regierung als eine unterdrückende Herrſcherkaſte feindlich
gegenüber ſteht und je mehr es ſagen kann: der Staat, das
bin ich! Deſpotien, die das Selbſtbewußtſein und die Selbſt
achtung einer Bevölkerung lähmen müſſen, wirken immer zer-
rüttend auf alle ſtaatlichen Organiſationen ein, auch auf das
Heer.

Nun gibt es in der heutigen kapitaliſtiſchen Geſellſchafts-
ordnung natürlich kein Staatsweſen, in dem Volk und Staat
völlig identiſch ſind; es kann ſolche Staatsweſen jetzt überhaupt
nicht geben. Regierungsunterdrückung und Volksfreiheit ſind
bisher noch ſtets mit einander gemiſcht; es gibt da nur
graduelle Unterſchiede zwiſchen den Staaten. Man kann immer
nur von einem Mehr und einem Minder an freiheitlichen Ein-
richtun gen reden bei Vergleichen zwiſchen den heutigen
Staaten. Auch ſind zwiſchen den Zuſtänden in Bulgarien
einerſeits, in Griechenland und Serbien andererſeits die
Unterſchiede nicht ſo groß wie etwa zwiſchen Rußland einer-
ſeits und England oder gar der Schweiz andererſeits. Jmmer-
hin kann man Herrn v. d. Goltz darin recht geben, daß jeden-
falls Bulgarien unter dem ferdinandiſchen Regiment erheblich
deſpotiſcher regiert wird. als die immerhin länger von der
Fremdherrſchaft befreiten und zu freiheitlichen Verfaſſungs-
zuſtänden durchdrungenen Balkanländer Serbien und Griechen-
land. Aber da Herr v. d. Goltz gerade auf dieſen Unterſchied
ſeine Behauptung von der militäriſchen Ueberlegenheit Bul-
gariens begründet, iſt es gebvten, die Unſtich-
haltigkeit ſeiner Beweisführung nachzuweiſen, denn die
Goltziſche Denkweiſe ſpielt eine große Rolle in dem Arſenal
unſerer heimiſchen Reaktionsbeförderer.

Die Ereigniſſe ſelbſt haben ſchon unwiderleglich die Goltzi
ſchen Behauptungen in Stücke geſchlagen. Darüber braucht
man kein Wort weiter zu verlieren. Hätte jedoch der brave
Feldmarſchall bei ſeinen geſchichtlichen Studien die boruſſiſchen
Scheuklappen abgelegt, ſo würde er ſelbſt ſchon herausgefunden
haben, daß auch die Ereigniſſe der Vergangenheit noch ſtets
das Gegenteil von der Weisheit gelehrt haben, die er neulich
im Tag verzapft hat.

Um nur angeſichts der Jahrhundertfeier das nächſtliegende
Beiſpiel herauszugveifen, ſo wurden bei Valmy und ſpäter bei
Jena die renommierten Drillſoldaten des deſpotiſch regierten
Preußen von den franzöſiſchen Revolutionsſoldaten geworfen,
wie ſpäter 1813, als unter dem Druck der napoleoniſchen Vzelt-
herrſchaft der Befreiungsdrang in Preußen erweckt war, die
dann halbmilizmäßig ausgebildeten preußiſchen Truppen ihre
nunmehr zu einem Deſpotenheere erſtarrten franzöſiſchen
Sieger niedergerungen haben. Es war der Freiheitsgeiſt, der
in beiden Fällen den Ausſchlag gab. Sollen wir auch noch aus
den letzten Kriegen Ruſſen und Japaner, Spanier und Ameri-
kaner anführen? So lehrt uns denn die Geſchichte ebenſo wie
die Volkspſychologie: Wenn zwei Völker mit einander in Krieg
geraten, ſo wird, alle anderen Umſtände als gleich voraus-
geſetzt, derjenige obſiegen, in dem ein freiheitlicherer Staats-
lehrer die geiſtigen und ſittlichen Kräfte des Volkes zur höheren
Entwicklung gebracht hat. Auch für die Wehrkraft eines Volkes
ſchafft die Freiheit beſſere Exiſtenzbedingungen als der
Deſpotismus.

Das ſei hiermit unſerem Kriegsſchwärmer und Militaris-
musfreund v. d. Goltz geſagt.

Das Reich und Preußen.
Vom Profeſſor Walter Schücking.*)

Gegen die Möglichkeit eines parlamentariſchen Regierungs-
ſyſtems in Deutſchland iſt von jeher die Verſchiedenheit des
Wahlrechts im Reich und in Preußen in das Feld geführt
worden. Jn der Tat läßt ſich nicht leugnen: Preußen und das
Reich ſind ſo ſehr miteinander verquickt, daß eine parlamen-
tariſche Regierung nicht durchgeführt werden kann, wenn inner-
halb des Reichstags und des Abgeordnetenhauſes ganz ver-
ſchiedenartige Majoritäten vorhanden ſind. Nicht der Wort-
laut der Reichsverfaſſung, wohl aber die Tatſache der Struktur
des Reiches erfordern. daß der Reichskanzler auch der preu-
ßiſche Miniſterpräſident iſt. Denn, wie noch in allerjüngſter
Zeit der Staatsſekretär des Jnnern im Reichstage mitgeteilt
hat, gelangt von preußiſchen Anträgen abgeſehen, die von
der Reichsverfaſſung allein vorgeſehen ſind auch keine Präſi-
dialvorlage an den Bundesrat, die nicht zuvor die Zuſtimmung
Preußens gefunden hätte, ſo daß ihr wenigſtens die preußiſchen
Stimmen geſichert ſind. Andernfalls würden die Verhand-
lungen innerhalb des Bundesrats meiſtens pro nihilo (ver-
geblich) ſein, und der Reichskanzler würde in eine geradezu
unſinnige Poſition geraten, wenn er die von ihm ſelbſt einge-
brachten Vorlagen nachträglich als ſtimmführender Vevoll-
mächtigter Preußens ſelbſt bekämpfen müßte.

Aus dem jüngſt im Vorwärts beſprochenen Buche, Neue
Ziele der ſtaatlichen Entwicklung.

Die Anhänger des parlamentariſchen Syſtems haben des-
halb von jeher verlangt, daß das preußiſche Wahlrecht mit kem
Reichstagswahlrecht in Einklang gebracht werde. So z. B.
Weſterkamp in ſeinem wertvollen Vuche über die Reichsver-
faſſung vom Jahre 1873, dem freilich die ſogenannte „juriſtiſche
Schule“ des Staatsrechts nicht gerechnet werden konnte. Aber
auch wenn man die Dinge unter dem Zeichen des deutſchen
Konſtitutionalismus würdigt, erweiſt ſich die Diskrepanz zwi
ſchen der politiſchen Zuſammenſetzung des Reichstags und des
preußiſchen Abgeordnetenhauſes täglich unerträglicher und
hemmender. Die fortgeſetzten Reibungen zwiſchen dem Reichs
parlament und dem preußiſchen Parlament ſchaffen eine
chroniſche, ſchleichende Kriſis unſeres Verfaſſungslebens. Wenn
wiederholt preußiſche Politiker von verſchiedener Färbung es
als einen wünſchenswerten Zuſtand bezeichnet haben, daß das
preußiſche Parlament infolge eines weſentlich konſervativen
Wahlrechts ſozuſagen das Oberhaus für das Deutſche Reich
bilde, ſo liegt darin meines Erachtens für das nichtpreußiſche
Deutſchland geradezu eine Herausforderung. Etwa ein Drittel
unſeres Volkskörpers ſoll ſich alſo ein Oberhaus gefallen
laſſen, auf deſſen Zuſammenſetzung es nicht den gerinzſten
Einfluß beſitzt! Aber davon ganz abgeſehen: Wie ſollen die
Geſchäfte geführt werden, wenn das deutſche Parlament nach
links, das preußiſche nach vechts gehen will? Woher ſoll der
Bismarck kommen, der ſich heute in dieſen beiden Parlamenten
homogene Mehrheiten zu ſchaffen wüßte? Denn dieſelben
Politiker, die im preußiſchen Parlament dem Kanzler den Vor
wurf machen, er ließe ſich von der Mehrheit des Reichstages
führen, betrachten es als ſelbſtverſtändlich, daß in Preußen die
Regierung in ihrem Sinne geleitet wird. Und der einmal von
Bülow in der intereſſanten Aera des Blockfrühlings unter
nommene Verſuch, im Reiche mit den Liberalen und in
Preußen weiter gegen die Liberalen zu regieren, mußte
wegen der dargelegten Verquickung der preußiſchen und
der Reichspolitik ſchon aus dieſem Grunde ein jähes Ende
finden.

Ein Reichskanzler muß ſich eben auf die Kräfte ſtützen
können, die in Preußen herrſchen, ſonſt fegt ihn der alte Wind-
ſtoß davon. Die Notwendigkeit, zwiſchen der Reichspolitik und
der preußiſchen Politik den nötigen Gleichklang zu ſchaffen, hat
Savigny in ſeiner wertvollen Unterſuchung über Das parla-
mentariſche Wahlrecht im Reiche und in Preußen und ſeine
Reform zu dem Vorſchlag geführt, hier wie dort ein Plural-
wahlrecht einzuführen. So demokratiſch dieſes Pluralwahl-
ſyſtem geſtaltet werden möchte, immer wird es als Reichstags
wahlrecht gegenüber dem geltenden Rechtszuſtand für die
große Maſſe eine Minderung ihres politiſchen Einfluſſes mit
ſich bringen. Die große Maſſe wird es deshalb als eine Ent-
rechtung empfinden, und da der Geiſt der Zeiten nur fraglos
dahin zielt, der großen Maſſe mit der geſteigerten Bildung
einen erhöhten politiſchen Einfluß einzuräumen, ſo wäre
Savignys Plan eine Maßregel von rückſchrittlichem Charakter.
Soviel ſich auch gegen das gleiche Wahlrecht einwenden läßt
und ſo zahlreich deſſen heimliche und offene Gegner ſein mögen:
es gibt meines Wiſſens keine einzige politiſche Partei in
Deutſchland, die es ihren Wählern gegenüber glaubt wagen zu

dürfen, die Aufhebung des gleichen Wahlrechts im Reiche zu
fordern. Eine praktiſch unmögliche Maßregel braucht aber
meines Erachtens die Politik nicht weiter zu beſchäftigen. Da
nun aber auch der Gedanke, mit Hilfe eines beſonderen preu-
ßiſchen Syſtems die demokratiſchen Jdeen im Reiche hemmen
zu wollen, nur Verwirrung ſchafft, und mit der preußiſchen
Führung den ganzen Reichsgedanken diskreditiert, ſo bleibt
keine andere Möglichkeit, als das preußiſche Wahlrecht dem
Reichstagswahlrecht nachzubilden oder wenigſtens anzunähern.

Politiſche LUeberficht.
Halle (Sagle), den 21. Juli 1918.

Die Reform der Militärſtrafgeſetze.
Jm März behandelt der fortſchrittliche Reichstagsabgeord-

nete Prof. v. Liſzt die Frage der Reform des Militärſtraf-
geſetzes und meint, daß vor dem Jahre 1925 (1) wohl kaum mit
der Vorlage eines neuen Entwurfs des Reichs-Militärſtraf-
geſetzbuchs zu rechnen ſei, denn zuerſt müſſe das Reichsſtraf
geſetzbuch in ſeiner neuen Faſſung vom Reichstage verabſchiedet
werden, und daran ſei vor dem Jahre 1920 nicht zu denken.
Uebrigens glaubt er, daß das vom Reichstage beſchloſſene Not-
geſetz über die größten Härten für die nächſten Jahre hinweg-
helfen dürfte. Zu dieſem Notgeſetz ſelber will die Tägliche
Rundſchau erfahren haben, daß es in der letzten Plenarſitzung
des Bundesrats vor den Ferien an die vereinigten Ausſchüſſe
für Juſtiz und Landesverteidigung überwieſen worden ſei.
Dieſe Ausſchüſſe würden ihre Arbeiten Mitte September
wieder aufnehmen und dann zunächſt das Notgeſetz in Be-
ratung ziehen. Zweifel an ſeiner Annahme beſtänden nicht,
ſo daß der Entwurf etwa Ende Oktober Geſetz werden dürfte.
An maßgebender Stelle werde erwogen, den Erfurter Ver-
urteilten die Wobltaten des gemilderten Militärſtraf
geſetzes für alle Fälle angedeihen zu laſſen, und die Möglich-
keit dazu ſei damit gegeben, daß es dem Gerichtsherrn frei-
ſtehe, den Termin für die Verhandlung vor dem Oberkriegs-
gericht auf einen Zeitpunkt zu legen, an dem die neuen geſetz
lichen Beſtimmungen ſchon in Kraft ſind.

Wenn dieſe Abſicht tatſächlich beſtehen ſollte, ſo würde auch
darin eine ganz erhebliche Härte für die Verurteilten liegen,
die ſich nicht auf freiem Fuße b ſondern in Unter
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ſuchungshaft ſtzen. Das würde bedeuten, daß die Unter
ſuchungshaft und damit die Ungewißheit über das Schickſal der
Verurteilten bis in den Spätherbſt hinausgeſchoben würden.

Wie die Tägliche Rundſchau weiter erfährt, ſteht die Mehr-
heit der verbündeten Regierungen auf dem Standpunkte das
im Jntereſſe der militäriſchen Diſziplin nicht darauf einge
gangen werden kann, die Manſchaften des Beurlaubtenſtandes
nur für die Dauer der Kontrollverſammlung unter die Militär
geſetze zu ſtellen vielmehr würde daran feſtgehalten werden
müſſen, daß ſie nach wie vor den ganzen Tag hindurch den Mili-
tärgeſetzen unterſtehen. Man kann ſich demnach ungefähr vor-
ſtellen, wie die beabſichtigte „Reform“ des barbariſchen mili-
täriſchen Strafſyſtems ausſehen wird.

Eine neue Militärvorlage in Sicht?
Die Militärpolitiſche Korreſpondenz verbreitet eine Nach-

richt, die nicht verfehlen wird, erhebliches Aufſehen zu erregen.
Es wird nämlich mitgeteilt, daß man im Kriegsminiſterium

bereits wieder an neuen Rüſtungsplänen arbeitet,
und zwar handelt es ſich diesmal um eine Neu bezw. Umbe
waffnung der Artillerie. Jm Reichsmarineamt ſollen
außerdem die Pläne für die Schaffung einer Auslands-Kreuzer-
Flotte fix und fertig vorliegen. Wann die Forderungen dem
Reichstage zugehen, ſtehe allerdings noch nicht feſt, da man
damit rechne, auf einen gewiſſen Widerſtand zu ſtoßen.

Die Poſt hat auf Anfrage an amtlicher Stelle die Auskunft
erhalten, daß an dieſen Mitteilungen auch nicht ein wahres
Wort iſt. Der frühere Kriegsminiſter v. Heeringen hat einmal

in einer Sitzung der Budgetkommiſſion des Reichstags, als er
über die Richtigkeit einer Mitteilung der Militärpolitiſchen
Korreſpondenz befragt wurde, erklärt, daß das Kriegs-
miniſterium mit dieſer Korreſpondenz keinerlei Verbindungen
unterhalte, und daß insbeſondere dem Herausgeber diefer

Korreſpondenz im Kriegsminiſterium jegliche Auskunft ver-
weigert werde. Auf ſolche „Erklärungen“ iſt indeſſen nicht viel

zu geben; noch jede bisher in den Zeitungen angekündigte neue
Heeresvorlage iſt von der Regierung prompt „dementiert“
worden, und hinterher haben ſich die Mitteilungen doch als
wahr herausgeſtellt. So war es ja auch bei der vor kurzem vom
Reichstage mit Hurra bewilligten Rieſenheeresvorlage. Stim
men die Mitteilungen der Militärpolitiſchen Korreſpordenz,
ſo würde die neue Vorlage fordern: eine vollſtändige Neu
und Umbewaffnung der Artillerie für den Land
militarismus und eine Auslands-Kreuzerflotte für
den Marinismus, der die Zeit nicht erwarten kann, daß auch er
wieder an die Reihe kommt. Und der Luftmilitarismus wird
auch nicht zu kurz kommen wollen.

Daß dieſe neuen Rüſtungsmaßnahmen wieder viede Dunderre
von Millionen verſchlingen werden, iſt ſelbſtverſtändlich Sesſt
verſtändlich iſt auch, daß man zur Deckung diesmal zu indirek-
ten Steuern greifen und damit die Volksmaſſen von neuem be

laſten wird. Selbſtverſtändlich iſt ferner, daß alle bürger
lichen Parteien ohne Ausnahme auch die Rüſtungspille ſchlucken
werden. Die feige Angſt vor der „Kommandogewalt des
„oberſten Kriegsherrn“ und dey kritikloſe Reſpekt vor dem mili
täriſchen Mandarinentum werden die bürgerlichen Parlamen-
tarier ſchließlich doch zur Bewilligung bringen.

Die EArbekterſchaft darf angeſichts dieſer nenen Rüſtungs
hetze im Kampfe gegen den Militarismus nicht erlabmen.
Für unſere Milizforderung zu agitieren, über ſie mehr und
mehr Klarheit zu verbreiten, muß unſere Aufgabe ſein, wenn
wir dieſem wahnſinnigen Wettrüſten mit all ſeinen Gefahren
für den Weltfrieden, für die Kultur und die Lebershaltang
des arbeitenden Volkes ein Ende bereiten wollen.

Die Angſt der agrariſchen Zollwucherer.
Die Konſervative Korreſpondenz bedauert den Verluſt von

drei Mandaten der Rechten des Reichstags an den „Großblock“.
Dieſes Bedauern hat eine ſehr reale Grundlage: laufen doch
mit dem Jahre 1917 die Handelsverträge, die
Deutſchland mit den meiſten auswärtigen Staaten abgeſchloſſen
hat, faſt ſämtlich ab. Die Korreſpondenz bemerkt, daß durch
die drei Mandate, welche die Rechte in letzter Zeit verloren hat,
die Linke das tatſächliche Uebergewicht erlangt hat. Jm Hin
blick auf den Zolltarif rechnet die Korreſpondenz nun mit zwei
Möglichkeiten: entweder legt die Reichsregierung dem Reichs-
tag einen neuen Zolltarif vor, oder die neuen Handelsverträge
werden auf Grund des alten Zolltarifs abgeſchloſſen. Das letz-
tere wünſcht natürlich die Konſervative Korreſpondenz, das dies
ſelbſtverſtändlich im Jntereſſe der Konſervativen, der Agrarier
und Junker liegt. Die Korreſpondenz traut aber dem Frieden
im Reichstage nicht. Sie vermutet, daß eine freihändleriſche
Reichstagsmehrheit den ganzen Zolltarif in Behandlung nimmt
und ihn in ihrem Sinne umgeſtaltet. Sie ſtützt ſich dabei auf
Aeußerungen der freihändleriſchen Preſſe, in welcher in erſter
Linie verlangt werde: Aufhebung der Mindeſtzölle für Roggen
und Weizen, Abſchaffung der Futtermittelzölle, Ermäßigung
der Vieh und Fleiſchzölle uſw.

Gegen dieſe Forderungen läutet die Konſervative Korreſpon
denz Sturm, indem ſie ſchreibt: „Daraus kann die deutſche
Landwirtſchaft erſehen, was ſie von dieſem Reichstag noch er
warten kann und wie groß die Gefahr iſt, die der deutſchen
Landwirtſchaft von dieſem Reichstage noch droht. So iſt das
Schickſal der Geſtaltung des Zolltarifs in der Tat höchſt un
gewiß, und es wird außerordentlichen Anſtrengungen aller
landwirtſchaftsfreundlichen Parteien bedürfen, um die Erneue-
rung der Handelsverträge auf der bisherigen Baſis zu er-
reichen. Zu irgend welchen Verbeſſerungen im landwirtſchafts
freundlichen Sinne dürfte dieſer Reichstag ſowieſo nicht zu
haben ſein.“

Es kümmert die Agrarier und Junker alſo nicht, ob das
deutſche Volk infolge der hohen Lebensmittelzölle hungern
muß. Jſt es doch jetzt ſchon in hohem Maße auf das Hunde

fleiſch gekommen! 8
Die KruppAffäre.

Die „ſtaatserhaltende“ Preſſe trägt eifrig allerlei Einwände
gegen die öffentliche Verhandlung der Kruppaffäre zuſammen
man möchte möglichſt verhüten, daß die ſauberen Praktiken
dieſer Weltfirma zur Kenntnis der breiteſten Oeffentlichkeit ge
langen, und ſchützt deshalb die bekannte „Gefährdung mili-
täriſcher Geheimniſſe“ vor. So ſchreibt die agrariſche Deutſche
Tageszeitung:

„Es wäre weiter nichts als eine unerhörte Pflichtverletzung,
wenn das Gericht ſich aus Rückſicht auf Verdächtigungen dazu
verleiten ließe, durch zu große Ausdehnung der Oeffentlich-
keit militäriſche Geheimniſſe zu gefährden; und die Sicher-
heit des Reiches ſteht dem deutſchen Volke doch noch erheblich
höher, als die Wünſche gewiſſer Bevölkerungskreiſe, die ausUnverſtand oder Gewiſſenloſigkeit an der Schwächung ihres

eigenen Vaterlandes arbeiten.“

Zehn Schreckensjahre!
Heinrich Treitſchke, der überkonſervative Verherrlicher des

Hohenzollerntums und der Verpreußung Deutſchlands, hat
ein berühmtes, in vielen Auflagen erſchienenes Buch: „Zehn
Jahre deutſcher Kämpfe“ genannt. Auch unſere Partei beſitzt
ein Buch, das dieſes Namens reichlich wert wäre und das ver-
dienen würde, daß ihm das deutſche Proletariat durch eifriges
Leſen gleichfalls viele neue Auflagen bereitet. Zehn Jahre
deutſcher Kämpfe, zehn Jahre infamſter Verfolgungen des
klaſſenbewußten Proletariats durch die Organe des Klaſſen-
ſtaates und tapferſter, nie ruhender opferfreudiger Gegen-
wehr dieſer verachteten und verfolgten Arbeiter ſchildert uns
Jgnaz Auer in ſeinem Buche „Nach zehn Jahren“,
Material und Gloſſen zur Geſchichte desSozialiſtengeſetzes.

25 Jahre ſind verfloſſen, ſeitdem dieſes Buch zum erſten
Male erſchien und längſt ſind die Exemplare dieſes Werkes
überaus ſelten geworden, ein wolgehüteter Schatz ſo mancher
Proletarierbibliothek, trotz ſeines vergilbten Ausſehens und
ſeiner kläglichen Ausſtattung nur zu den höchſten Preiſen bei
den Antiquaren zu erhalten. Höchſter Seltenheitswert wurde
dieſem Buche zuteil; von der letzten Generation der Arbeiter
kennt es kaum irgend jemand auch nur dem Namen nach.

Sein Verfaſſer, eine der herrlichſten Geſtalten, auf die das
deutſche Proletariat ſtolz ſein ſollte, iſt der Jungmannſchaft
ein Name, mit dem ſie nichts anzufangen vermag, ja das
Sozialiſtengeſetz iſt, wie Adolf Geck erzählt, eine Zeit, die dem
Verſtändniſſe der jüngeren Arbeiterſchaft entſchwunden iſt,
von der ſie nichts mehr weiß.

So iſt es ein hoch anzuſchlagendes Verdienſt, daß die wuch-
tige Anklageſchrift Auers,“) die genaue Darſtellung der erſten
zehn Schreckensjahre des zwölf Jahre währenden Sozialiſten-
geſetzes der deutſchen Arbeiterklaſſe von neuem zugänglich ge-
macht wurde. Jn einem ſchmucken Bande von annähernd vier-

Seiten, in muſterhafter typographiſcher Ausſtattung
at dieſes wichtige Werk nach 25 Jahren ſeine Auferſtehung
efeiert. Wie ein ſpannender Roman lieſt ſich das BuchKuers, das uns eine Heldenzeit der Sozialdemokratie vorführt,

auf die alle ſtolz ſein dürfen, die ſie durchlebt und in den
ſozialdemokratiſchen Reihen mitgekämpft haben. Auch für die
Alten in unſeren Reihen iſt das Auffriſchen der Erinnerung
an jene große Zeit von höchſter Bedeutung. Für die Jungen
aber wird eine durchaus neue Aufhellung über die ſchwerſten
Zeiten der Arbeiterbewegung geſchaffen, in denen tüchtig ge
fügt wurde die Grundfeſte, auf der ſich heute der ſtolze Bau
unſerer Arbeiterbewegung erhebt. Jn jenen Jahren haben die
Lehrer der Arbeiterbewegung ihre Prüfungszeit durchgemacht,
haben ſie die konzentrierte Macht, die höchſte Rückſichtsloſigkeit
ihrer Gegner kennen gelernt, aber ſie haben auch erfahren, zu
welch freudigem, nie erſchlaffenden Opfermut ſich die deutſche
Arbeiterſchaft erheben kann, wie ſie in geſchloſſenem Willen
mit ihrem größten Gegner, einem Bismarck, mit dem ge-
wiſſenloſeſten Organiſator der Polizeigewalt, einen Putt
kamer, mit dem ſchamloſeſten Jnterpretierer der Geſetze,
dem Staatsanwalt Teſſendorf, fertig werden konnte.
Vernichten wollte man die Partei, die Ende der 1870er Jahre
nicht viel über viermalhunderttauſend Stimmen zählte, nach

Jgn Auer, Nach zehn Jahren. Material und
iner Bei-
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12 Jahren des Sozialiſtengeſetzes aber in mehr als verdrei-
fachter Stärke zur menſchenreichſten, beſtorganiſierten, dem
ſchärfſten Feinde imponierenden Partei geworden war.

Wie das alles wurde, das ſchildert uns Auer bei allem
Streben nach höchſtmöglicher Genauigkeit doch mit heißer Liebe
für die Arbeiter, die ſich in ſchwerſter Zeit in die vorderſte
Reihe ſtellten, aber auch mit allem Haſſe und aller Verachtung
für diejenigen, denen kein Mittel zu ſchlecht war, um es gegen
die verhaßte Sozialdemokratie anzu wenden. Wir werden von
Auer eingeführt in die Geſchichte der Verfolgungen unſerer
Partei bis zum Jahre 1878, dann in die Zeit des Werdens
dieſes Geſetzes, als man infamerweiſe den chriſtlich-ſozialen
Hödel, den Nationalliberalen Nobiling, die nach dem
Leben Wilhelms I. getrachtet hatten, als Sozialdemokraten
bezeichnete, um ſo das Material zu erhalten, damit der Reichs
tag das Ausnahmegeſetz gegen die Sozialdemokratie bewillige.
Auch demjenigen, der dieſe Zeiten miterlebt hat, bemächtigt
ſich von neuem die Wut über die Fülle von Gemeinheit, mit
der man in jenen Tagen gegen die Arbeiterbewegung vorging,
als man alle Sozialdemokraten ächten, brotlos machen, dem
Staatsanwalt überanworten wollte.

Der Haß gegen die ſelbſtändige Arbeiterbewegung ſiegte,
nachdem das erſte Sozialiſtengeſetz abgelehnt und der Reichs-
tag aufgelöſt worden war. Ein zweites verſchärftes Geſetz
wurde vom neugewählten Reichstage angenommen und ſofort
in Kraft geſetzt. Alle Zeitungen, alle Broſchüren wurden ver-
boten, alle Verſuche neue zu ſchaffen, ſofort unterdrückt, alle
politiſchen Organiſationen, alle Gewerkſchaften, mit verſchwin-
denden Ausnahmen, viele Krankenkaſſen, ſelbſt Geſang- und
Unterhaltungsvereine wurden aufgelöſt. Die Organiſation
der Arbeiter war geſprengt, das Ende der Sozialdemokratie
ſchien erreicht zu ſein. Der weiße Schrecken regierte, ver
ſchärft wurde er durch die Verhängung des kleinen Belage-
rungszuſtandes über Berlin, Hamburg-Altong, Frankfurt a. M.
und andere Städte; zu Hunderten wurden die führenden
Parteigenoſſen, faſt ausnahmslos Familienväter, ausgewieſen.
So ſchien alles für die ſchwärzeſte Reaktion aufs beſte beſtellt
zu ſein.

Was die Partei vor dem Soztialiſtengeſetz war, wie das
Sozialiſtengeſetz zuſtande kam und wie es wirkte, das ſchildert
uns, in der Regel die Tatſachen in Urkunden ſprechen laſſend
und doch aufs höchſte aufreizend, Jagnaz Auer in dieſem
Buch. Schlimme Tage waren die erſten Monate unter der
Herrſchaft des Sozialiſtengeſetzes, es fehlte der Arbeiterbe-
wegung an der Orientierung. Hunderttauſende trafen ſchwer
die hageldicht auf die Sozialdemokratie niederfallenden
Schläge, jedoch nur vereinzelte verließen die Kampfesreihen,
die freilich für kurze Friſt völlig zerſprengt ſchienen, aber ſich
doch raſcher wieder zuſammenſchloſſen, als die ſich ihres Er
folges rühmenden Vernichter der Arbeiterbewegung für mög-
lich erachtet hatten.

Der kleine Belagerungszuſtand hatte die leitenden
Männer der Arbeiterbewegung aus den großen Städten ver-
trieben, ſie nach kleinen Ortſchaften gebracht, wo die Sozial
demokratie keine Anhänger und keine Werber hatten. Da
wurden dieſe Vertriebenen Apoſtel des Sozialismus, ſie ſchufen
in raſtloſer Arbeit der Partei neue Ausgangspunkte des prole-
tariſchen Befreiungskampfes. Und in Zürich begann der
Sozialdemokrat zu erſcheinen, er ſchuf einen neuen
Zentralpunkt für die Partei, eine neue Quelle der Aufklärung
gegen die Feinde des Proletariats. Ausbreitung und Radi-
kaliſierung der Partei, das waren alſo die ſichtbaren Ergeb-
niſſe des Sozialiſtengeſetzes. Die Nach wahlen zeigten die
Sozialdemokraten in einer die Gegner erſchütternden GeſWlogenbeit. Auf dem Kongreß auf dem Schloß

Das nung ja ſehr aber wirktdas nicht. Entweder die Heeresverwa
Rerzengend

ltung ſteht ſo da, daß ſie
keinerlei Vorwürfe zu befürchten hat, dann braucht ſie auch die
Oeffentlichkeit nicht zu ſcheuen aber ſie ſcheut dieſe
Oeffentlichkeit, und dann darf ſie ſich nicht wundern, wenn
allen möglichen Kombinationen Tür und Tor geöffnet werden.
Wenn übrigens ſo viel von militäriſchen Geheimniſſen geredet
wird, ſo muß doch darauf hingewieſen werden, daß jedenfalls
das, was die Zeugoffiziere erfahren, nicht von ſolcher Trag
weite iſt, daß durch die Veröffentlichung deſſen die militäriſche
Sicherheit Deutſchlands gefährdet werden könnte.

Uebrigens wird die ganze Affäre noch weitere Kreiſe ziehen.
Wie nämlich dem Berliner Tageblatt aus Eſſen telegraphiert
wird, iſt ein Ermittlungsverfahren gegen verſchiedene Mit-
glieder des Direktoriums der Firma Krupp, insbeſondere gegen
den Direktor Geheimrat Dr. Hugenberg, Direktor Eccius,
und Direktor Haux im Gange. Die Unterſuchung wird von
der Berliner Staatsanwaltſchaft geführt. Die Ermittlungen
gehen dahin, in wie weit die Direktoren von den unerlaubten
Verbindungen ihres Angeſtellten Brandt mit den Zeugoffi-
zieren Kenntnis gehabt haben, und wird angenommen, daß ſie
ihm die erforderlichen Mittel in Form von Repräſentations-
geldern bewilligt haben. Brandt hat von Berlin aus in direk-
tem Verkehr mit der Direktion der Firma Krupp geſtanden und
den Direktoren die regelmäßigen Berichte, die er von den Zeug
offizieren erhielt, eingeſandt. Es kommen daher beſonders nur
die Mitglieder des Kruppſchen Direktoriums in Frage, mit
denen Brandt in direktem Verkehr ſtand, die ihm Anweiſungen
erteilt und Meldungen von ihm entgegengenommen haben. Es
wird der Standpunkt vertreten, daß die Direktoren, die die Be
richte Brandts zu bearbeiten hatten oder doch wenigſtens Kennt-
nis von ihrem Jnhalt erhielten, gerade nach dem Jnhalt der
Berichte keinen Moment darüber im Zweifel ſein konnten, daß
die in den Berichten gemachten Mitteilungen von Brandt nicht
auf legalem Wege erlangt ſein konnten, daß er vielmehr un-
erlaubte Mittel zu ihrer Beſchaffung angewendet hat.

Deutſches Reich.
T Der Landrat wacht über die Sittlichkeit. Jn dem Lieg

nitzer Kreisblatt erläßt das dortige Landratsamt folgende Be
kanntmachung: „Es ſind in letzter Zeit von einer Frau
Alma Wartenberg mit Lichtbildern verbundene Vor
träge über Mittel zur Verhütung der Emp-fängnis abgehalten worden, die aber aus Gründen der
öffentlichen Ordnung zu verbieten ſind. Unter anderem
hat dieſelbe auch wiederholt Vorträge in öffentlichen und ge
ſchloſſenen Verſammlungen ſozialdemokratiſcher Ortsvereine
zu Gehör gebracht.

Die Polizeibehörden des Kreiſes erſuche ich, da
für zu ſorgen, daß öffentliche Vorträge der Genannten, welche
Thema wie das vorbezeichnete behandeln und dadurch das
Scham und Sittlichkeitsgefühl verletzen, nicht geduldet
werden.

Jm übrigen nehme ich noch Veranlaſſung, darauf hinzu
weiſen, daß es ſich bei den in Rede ſtehenden Vorträgen nicht
um „Verſammlungen“ im Sinne des Vereinsgeſetzes
handelt.“

Dieſe Bekanntmachung erfolgte, obwohl im Breslauer Be
zirk auf dem Beſchwerdewege wie auch auf dem Prozeßwege
vor Breslauer Gerichten längſt feſtgeſtellt iſt, daß kein Amts-
vorſteher oder ſonſtiger Polizeigewaltiger ein Recht hat, die
Vorträge der Genoſſin Wartenberg, auch wenn ſie in öffent-
lichen Verſammlungen erfolgen, zu verbieten. Ueberhaupt
geht es keiner Polizei etwas an, wie das Thema lautet, das
in einer öffentlichen Verſammlung erörtert wird.

Die Bekanntmachung wird natürlich das Gegenteil von dem,
was ſie bezweckt, zur Folge haben. Auch die Landbevölkerung
wird ſich über die ſexuelle Frage aufklären; das beſorgen ſchon
zur Genüge die Junker und Agrarier mit ihrer Ausbeutung

Wyden ſampmelte ſich die Partei und ſtieß kraftvoll alle Ver-
ſuche, die Arbeiter ins anarchiſtiſche Lager zu führen, zurück.
Bald war überwunden das Sozialiſtengeſetz, und auch als man
dieſer Peitſche das Zuckerbrot Arbeiterverſicherung
zufügte, erwieſen ſich vergeblichralle Lockungen der Bismarck
und Stöcker und aller derer, die ſich zu ihren Dienſt einſtellten.
Es kam die Wahl vom Jahre 1884, die die Zahl der Stimmen
und die der Abgeordneten unſerer Partei ſo ſtark machte, wie
ſie niemals vorher geweſen war. Dann ging es vorwärts
trotz des Terrorismus bei der Wahlbewegung von 1887,
trotz der Drohung mit der Expatriierung, trotz des
Streikerlaſſes des Puttkamer; keine Macht konnte den
Vorwärtsmarſch der ſozialdemokratiſchen Armeen hemmen,
alle Hinderniſſe wurden überwunden, Bismarck trat zurück,
das Sozialiſtengeſetz ſchloß unrühmlichen Endes

Die erſten zehn Jahre, die ſchwerſten und ruhmreichſten
dieſer zwölfjährigen Epoche, ſchildert uns Jgnaz Auer in dem
klaſſiſchen Werke, das ſoeben von der Fränkiſchen Verlags-
anſtalt und Buchdruckerei mit einer friſchen Einleitung zur
Würdigung Auers durch Adolf Geck herausgegeben wird.
Was da an Opfern gebracht wurde, was die Partei zu er-
tragen hatte, welch gewaltige Hemmniſſe überwunden wurden,
das erfahren wir alles aus dieſem klaſſiſchen Werke der
Parteigeſchichte, das zu kennen der Wunſch jedes Partei
genoſſen ſein ſollte.

Wenn der Referent das alte wohl bekannte Buch in der neuen
viel ſchöneren, der hohen Bedeutung des Werkes durchaus
würdigen Geſtalt durchblättert, dann kann er ſich einer ge
wiſſen Bitterkeit nicht entſchlagen, weil es die Gegner der
Arbeiter viel zu gut haben, da ihre Schandtaten im Gedächt-
nis des Proletariats viel zu wenig haften. Wir können die
Bedeutung jener Zeit, die Wichtigkeit, ſich ihrer zu erinnern,
nicht beſſer den Proletariern klar machen, als durch die Wieder
gabe der letzten Abſätze aus der Vorrede Auers zu dem Buche:

Die kämpfenden Scharen des Proletariats können aus den
Daten und Mitteilungen über die Entwicklung der ſozial-
demokratiſchen Bewegung in den letzten zwölf Jahren friſchen
Mut zu erneuten Kämpfen und Siegen um die idealen Ziele
der Sozialdemokratie ſchöpfen und ſie werden es auch ſicher-
lich. Wo aber ein Streiter erlahmt ſein ſollte, da wird der
Hinweis auf die namenloſen Schandtaten, welche unter der
Herrſchaft des Sozialiſtengeſetzes an der deutſchen Arbeiter
ſchaft verübt wurden, genügen, um auch dieſen wieder in die
Reihen der Kämpfenden und Ringenden zurückzuführen.

Aber ſelbſt jene Elemente des deutſchen Volkes, welche zwar
weder zur Sozialdemokratie ſich zählen, noch für dieſelbe
Sympathie hegen, trotzdem aber überzeugte Gegner des Sozia-
liſtengeſetzes ſind, ja ſogar jene Verteidiger des Ausnahme-
geſetzes, welchen der Byzantinismus und die Erfolgsanbeterei
unſerer Tage das Denkvermögen noch nicht ganz umnebelt
haben muß all dieſen, wenn ſie dieſe Schrift aus der Hand
legen und ſich die Summe von Niedertracht und Gemeinheit
einerſeits und andrerſeits die Not und Verzweiflung vergegen-
wärtigen, welche ſich aus dem Geſetz und der Art ſeiner Hand-
habung ergeben, nicht auch der Gedanke kommen, den der Ver-
faſſer dieſer Schrift, als er das Material ſichtete und ihm aus
jeder der nach Hunderten zählenden Zuſchriften immer und
immer wieder der Ruf nach Vergeltung und Rache entgegen
ſchallte, nicht mehr los werden konnte:

„Wehe denen, über deren Häupter ſich einſt
all der Haß und all die Wut entladen wird, die
durch dieſes infame Geſetz erzeugt und an
geſammelt wirdl“
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und Lebensmittelverteuerung; denke mehr Köpfe eine Ar
beiterfamilie zählt, um ſo trauriger iſt heute ihr Los.

Ein Wahltermin, der den Junkern nicht paßt. Die Er
ſatzwahl in Ragnit-Pillkallen für den verſtorbenen
Grafen Kanist iſt, wie bereits mitgeteilt, auf den 23. Auguſt
angeſetzt worden. Dieſer Wahltermin iſt den Agrariern
ſehr unbequem. Die Tilſiter Zeitung weiſt nämlich darauf
hin, daß zu dieſem Zeitpunkt die Erntearbeiten noch in vollem
Gange ſind und daß man in dieſem Falle wohl viele kleinere
Grundbeſitzer, deren fleißige Hände zu dieſer Zeit auf dem
Felde noch unentbehrlich ſind, an der Ausübung des Wahl-
rechts zu hindern trachte.

Geht der Kreis, was ſehr leicht möglich iſt, den Konſer-
vativen verloren, dann wird man wohl die Regierung dafür
„verantwortlich“ machen, weil ſie den Wahltermin nicht auf
einen den Agrariern angenehmen Zeitpunkt verlegte.

Eine Erſatzwahl zum württembergiſchen Landtag iſt dem
nächſt im Oberamt Rott weil vorzunehmen. Der Zentrums-
abgeordnete Beyer, der den Bezirk ſeit 1901 vertrat, iſt an
den Folgen eines Unglücksfalles geſtorben. Bis zum Jahre
1900 war der konfeſſionell gemiſchte Bezirk Rottweil volks-
parteilich im Landtage vertreten. Er gilt auch heute nicht als
ſicherer Zentrumsbeſitz. Beyer erhielt bei der letzten Wahl nur
100 Stimmen mehr als der liberale und der ſozialdemokratiſche
Kandidat zuſammen. Bei der eigenartigen Zuſammenſetzung
des württembergiſchen Landtags, in dem bekanntlich die
Rechte und die Linke genau gleichſtark ſind, wird der Kampf
um dieſes Mandat äußerſt heftig werden.

Zur Reichstagserſatzwahl im Wahlkreiſe Dresden Neu-
ſtadt. Am Freitag abend wurde in einer ſtark beſuchten Partei-
verſammlung in Dresden-Neuſtadt der Stadtverordnete Wil-
helm Buck einmütig als Reichstagskandidat des 4. ſächſiſchen
Reichstagswahlkreiſes aufgeſtellt.

Frankreich.
Die dreijährige Dienſtzeit angenommen. Die Deputierten-

kammer hat am Sonnabend das geſamte Geſetz über die
Wiederherſtellung der dreijährigen Dienſtzeit mit 358 gegen
204 Stimmen angenommen.

Durch Annahme des Zuſatzantrages, wonach die
Jahrgänge 1910,1911 und 1912 nur zwei Jahre
dienen, iſt allerdings das Prinzip der dreijährigen Dienſt
zeit bereits wieder durchbrochen worden. Das darf als ein Er
folg der gegen die dreijährige Dienſtzeit gerichteten Bewegung
und des Kampfes der ſozialdemokratiſchen Parlamentsfraktion
angeſehen werden. Die letzte Kammerſitzung war noch ſehr
lebhaft. Zunächſt wurde ein ſozialiſtiſcher Antrag, der die
Amneſtie der wegen der jüngſten Meutereien verurteilten Sol-
daten forderte, abgelehnt. Dann erklärte der Präſident der
Armeekommiſſion, Heriſſon, das Geſetz ſei „kein Geſetz der Pro
vokation“, ſondern der „nationalen Verteidigung“, daß Frank-
reich durch die beträchtlichen Rüſtungen jenſeits
der Grenze aufgedrängt (l) worden ſei.

Ein von dem Sozialiſten Rouanet beantragtes Amende-
ment, durch das den wegen Kundgebungen gegen die Wieder-
herſtellung der dreijährigen Dienſtzeit verurteilten Militär
perſonen eine Amneſtie gewährt werden, ſollte, wurde mit
405 gegen 137 Stimmen abgelehnt. C a l au gab im Namen
der Radikalen eine längere Erklärung ab, in welcher er die im
Laufe der Debatte gegen das Dreijahrgeſetz vorgebrachten Kri-
tiken wiederholte. Er bezeichnete das Geſetz als ein Stegreif-
geſetz, das, voller Unklarheiten und Widerſprüche, ein Werk der
rückſchrittlichen Parteien ſei. Barthou habe ſich über die Stim-
men von 260 Republikaner hinweggeſetzt. Jn heftiger Weiſe
tadelte er auch die Finanzpolitik des Miniſteriums. Del a
port verlas im Namen der geeinigten Sozialiſten einen hef-
tigen Proteſt gegen das Dreijahrgeſetz und gegen
die „pſeudonationale Politik“ des Präſidenten Poincaré.

Die Minderheit, die ſich gegen die Einführung
der dreijährigen Dienſtzeit ausſprach, ſetzt ſich zu
ſammen aus drei Mitgliedern der Demokratiſchen Linken,
20 Linksradikalen, 86 radikalen Sozialiſten, 24 ſozialiſtiſchen
Republikanern, 71 geeinigten Sozialiſten und einem Unäb-
hängigen. Zwölf Deputierte enthielten ſich der Abſtimmung.

Holland.
Die Gemeindewahlen. Die Sozialdemokratie hat auch

bei den Gemeindewahlen glänzende Erfolge errungen. Jhre
Stimmenzahl ſtieg in manchen Orten noch beträchtlich über die
bei den Parlamentswahlen erreichten Zahlen. Und der Man-
datsgewinn wäre noch größer geweſen, hätten nicht die Libera-
len, die bei den Parlamentswahlen in den Stichwahlen ge-
ſchloſſer für unſere Kandidaten ſtimmten, bei den Gemeinde
wahlen den Klerikalen vor uns den Vorzug gegeben. Sogar
in manchen Orten, wo die liberalen Wahlvereine die Parole
für die Sozialdemokratie ausgegeben hatten, ſtimenten die
Liberalen für die Klerikalen. Trotzdem ſtiegen unſere
Mandate, z. B. in Utrecht von 3 auf 6, in Rotterdam von 3 auf
7, in Groningen von 4 auf 6, in Zanndam von 7 auf 10, in
Amſterdam von 12 auf 15. Jn letzterer Stadt haben wir jetzt
15 der Mandate inne, was aber noch keineswegs unſerer
Stimmenzahl entſpricht, die nahe an die Hälfte aller abge-
gebenen Stimmen heranreicht. Jn Zanndam, einer Hafen-
ſtadt von 30 000 Einwohnern, haben wir die Mehrheit im
Gemeindekollegium erreicht, zum erſtenmal in einer Stadt-
gemeinde. Jnsgeſamt ſind 40 ausſcheidende ſozialdemokra-
tiſche Gemeindevertreter wiedergewählt worden. Die Sozial
demokratie hat nur 3 Mandate verloren und 81 neu hinzu-
gewonnen. Dabei ſind die Gemeindewahlen noch nicht ganz
beendet; es haben z. B. in Schiedam, Delft und Haag die
Stichwahlen noch ſtattzufinden, teilweiſe mit ſehr guten Aus-
ſichten für die Sozialdemokratie. Sie kann alſo auch mit dem
Erfolg dieſer Kämpfe ſehr zufrieden ſein.

Jtalien.
Ein italieniſcher Redl. Jn Cervia bei Ravenna iſt der

frühere Sektionschef im Kriegsminiſterium, Baron Morozzo
della Rocca unter dem Verdacht des Landesverrats
verhaftet worden. Die Polizei hat im Poſtwagen des
Schnellzuges Udine--Ravenna Briefſchaften beſchlag-
nahmt, die den Verhafteten ſchwer belaſten. Die Mittels-
perſon zwiſchen dem Baron und der fremden Macht, für die er
Spionagedienſte leiſtete, war eine öſterreichiſche Dame.

Amerika.
Eine wüſte Sozialiſtenhetze haben wildgewordene „Patrio-

ten“ in Seattle (Whaſhington) veranſtaltet. Eine Volks-
menge marſchierte, anſcheinend unter Anführung von Matro-
ſen, Marineſoldaten und Unteroffizieren der hier liegenden
pazifiſchen Reſerveflotte und Hohnrufen auf die rote Flagge
durch die Straßen und zerſtörte im Jnduſtriebezirk
das Verſammlungsgebäudeder ſozialiſtiſchen
Organiſationen. Die Menge war offenbar durch eine
Rede des Marieſekretärs gegen die Leute, die an die rote

„angefenert“ wordenFahne glauben Die Urjache der hen

tigen Demonſtration iſt „ein Angriff auf drei Soldaten“, der
Donnerstag nach einer Verſammlung der Arbeiter erfolgte.
Jnfolge dieſer Beunruhigungen hat der Bürgermeiſter das
Kommando über die Polizei übernommen, die Wirtſchaften
ſchließen laſſen, Verſammlungen in den Straßen unterſagt
und vorübergehend das Erſcheinen der Zeitung Times ver-
boten.

China.
Die revolutionären Wirren machen Yuanſchikai viel zu

ſchaffen, und welchen Ausgang der im Süden ausgebrochene
Aufſtand nehmen wird, das läßt ſich im Moment durchaus
noch nicht überſehen.

Die Stimmung des Kriegsminiſteriums in Peking ſoll „ſehr
zuverſichtlich“ ſein. Man hat begründete Hoffnung, die Aktion
in drei Wochen ſiegreich zu beendew (1) und das Land in
weiteren drei Monaten zu beruhigen. Die Regierung iſt ent
ſchloſſen, rückſichtslos vorzugehen, um eine gründliche Heilung
Chinas zu gewährleiſten.

Die Meldung, daß die Regierung überall „ſiegreich“ ſei,
ſcheint nicht ganz zu ſtimmen, denn die Revolutionäre
haben in Schanghai das Arſenal in ihren Beſitz ge
bracht. Der Generalgouverneur von Kanton hat eine Prokla-
mation erlaſſen, in der er erklärt, der Provinzialrat habe ihm
zum Generalgouverneur und zum Oberbefehlshaber der Trup-
pen ernannt, die er gegen fuanſchikai führen werde, da
dieſer mit ſeiner Handlungsweiſe die Republik ins Verderben
bringe. Die Proklamation ſagt den Schutz des Eigentums
in der Provinz zu und ſpricht die Trennung Kantons von der
Zentralregierung aus. Der Geſchäftsverkehr mit Kanton
ſtockt vollſtändig.

Die Friedensausſichten.
Das Durcheinander auf dem Balkan iſt von einer Klärung

noch weit entfernt, und bis es zu einem endgültigen Friedens
ſchluſſe kommt, dürfte noch geraume Zeit vergehen. Jmmerhin
aber iſt inſofern eine kleine Beſſerung eingetreten, als nun-
mehr die erſten erfolgreichen Schritte zur gegenſeitigen Ver-
ſtändigung und zu Friedensverhandlungen eingeleitet worden
ſind. Der frühere bulgariſche Miniſterpräſident Geſchow
ſcheint in Bukareſt wenigſtens ſo viel erreicht zu haben, daß
Rumänien ſeinen Vormarſch einſtweilen zum Stillſtand
bringen wird; auch die ruſſiſche und franzöſiſche Diplomatie
ſoll in dieſem Sinne auf die rumäniſche Regierung eingewirkt
haben. Rumänien beherrſcht gegenwärtig die Dinge auf dem
Balkan vollſtändig; es wird auch im weſentlichen die Friedens
bedingungen beſtimmen. Und zwar ſcheint es ſich nicht auf eine
Verſtändigung mit Bulgarien beſchränken zu wollen, ſondern
es will auch bei den Verhandlungen zwiſchen Bulgarien und
Serbien ein gewichtiges Wort mitreden. Der Vertreter des
Wiener K. K. Telegr.-Korr.-Bureaus erfährt aus unterrichte-
ten, nicht amtlichen Kreiſen, daß die bulgariſche Regierung
durch Vermittlung des italieniſchen Geſandten der rumäniſchen
Regierung mitgeteilt habe, Bulgarien ſei bereit, das Gebiet
bis Turtukhai--Dobritſch-- Baltſchik abzutreten,
wenn Rumänien ſein Heer zurückziehe. Die rumäniſche Re
gierung habe geantwortet, daß ſie auf Einzelabmachungen
nicht eingehe, und daß der Friedensſchluß mit allen
Kriegführenden zuſammen erfolgen müſſe. Zu dieſem
Zwecke ſoll eine von Rumänien, Serbien und Griechenland zu
beſchickende Konferenz in Sinai ſtattfinden; über die
Grundlagen der an Bulgarien zu ſtellenden Friedensbedin-
gungen ſei man ſich bereits einig.

Auch die Diplomatie der europäiſchen Großſtaaten „bemüht“
ſich wieder einmal mit mehr oder weniger Erfolg um das
baldige Zuſtandekommen des Friedensſchluſſes. Wie „von
unterrichteter Seite“ mitgeteilt wird, bleibt auch Rußland be-
ſtrebt, im Einvernehmen mit Oeſterreich und Jtalien in
Bukareſt, Belgrad und Athen mäßigend zu wirken.

Da man ſowohl in Belgrad wie in Athen und auch anderswo
weiß, daß jede einzelne Großmacht bei den Friedensvermitt-
lungen immer nur ihre beſonderen Jntereſſen verfolgt, werden
die „Ermahnungen zur Mäßigung“ keinen großen Eindruck
machen. Nicht einmal der armſeligen Türkei vermag der
Wille des „geeinigten Europa“ zu imponieren. Die Pforte
begegnet der Aufforderung der Mächte, den Londoner Friedens-
vertrag zu reſpektieren und nicht über die Grenzlinie Enos-
Midia hinauszugehen, mit allerlei Einwendungen. Sie hat
durch ihre Vertreter den Mächten mitteilen laſſen, „ſie ſehe
ſich genötigt, die Linie Maritza- Adrianopel zube-
ſetzen, eine Maßnahme, die für die Sicherheit Konſtanti
nopels notwendig ſei. Weiter heißt es, die Türkei könne die
bulgariſchen Grauſamkeitew gegen die Mohammedaner nicht
gleichgültig hinnehmen. Schließlich führe die Note aus, da der
Balkanbund, mit dem der Präliminarfriede geſchloſſen ſei, nicht
mehr exiſtiere, ſei das Londoner Protokoll auch nicht mehr
gültig. Die Türkei behalte ſich daher volle Aktions-
freiheit für die Zukunft vor.

Die Sache ſteht einfach ſo, daß die Regierung in Konſtanti-
nopel nicht mehr gegen die Heeresleitung aufzukommen ver-
mag, die angeblich den Vormarſch auf Adrianopel
verlangt. Was aber dann werden ſoll, wenn die türkiſchen
Truppen wieder von Adrianopel Beſitz ergreifen, das mögen
zurzeit die Diplomaten ſelbſt noch nicht wiſſen. Jedenfalls aber
zeigen ſich hier bereits wieder allerhand neue Verwicklungen an.

Dem Frieden näher.
Wien, 20. Juli. Aus Bukareſt wird der Neuen Freien

Preſſe gemeldet, daß man dort die Lage als gebeſſert anſehe.
Bulgarien ſcheine endlich ſeine verzweifelte Lage einzuſehen
und zum Frieden bereit zu ſein. Es ſei begründete Hoffnung
vorhanden, daß die Friedenspräliminarien noch in dieſer Woche
abgeſchloſſen würden. Rumänien erhält Turkukaja, Dobritſch
und Balſchik unter Annahme einer vom rumäniſchen General-
ſtab ausgearbeiteten Grenzlinie. Rumänien wird auch an der
für den definitiven Frieden ſtattfindenden Konferenz teil-
nehmen und dahin wirken, daß ihm das Uebergewicht auf dem
Balkan verbleibe.

Stillſtand des rumäniſchen Vormarſches.
Sofia, 20. Juli. Die Rumänen, die geſtern Warna beſetzt

haben, ohne Widerſtand zu finden, haben infolge einer Order
aus Bukareſt ihre Fahnen wieder eingezogen und ſind von
Warna nach Baltſchik zurückgegangen. Dieſe offiziell gemel-
dete Tatſache wird hier mit einer günſtigeren Entwicklung der
diplomatiſchen Verhandlungen in Bukareſt in Verbindung ge
bracht.

Die neue Regierung.
Sofia, 20. Juli. Das Kabinett, das durch Konzen-

tration der drei liberalen Parteien gebildet worden iſt, ſetzt
ſich folgendermaßen zuſammen Radoslawow Präſidium und
Jnneres, Ghenadiew Aeußeres und interimiſtiſch Ackerbau,

Tontzg Peſch Juitig und interimiiſh U

richt, General Waſow Krieg, Blakow Handel, Dimkſchew
Oeffentliche Arbeiten, Morphow Eiſenbahnen.

Bulgarien vor der Revolution?
Mailand, 20. Juli. Eine von Belgrad hier eingetroffene

bulgariſche Perſönlichkeit behauptet, daß Sofia vollſtän-
dig in den Händen der Militärpartei iſt. Alle
Blätter, mit Ausnahme der offiziellen, ſind unterdrückt.
Die Verbindung mit dem Auslande iſt abgeſchnitten. Ueberall
herrſcht völlige An archie; Bulgarien ſteht vor der Revo
lution.

Vom Kriegsſchauplatze.

Saloniki, 20. Juli. Die gegenwärtige Situation der
griechiſchen, ſerbiſchen und bulgariſchen Armeen deutet auf eine
ſofortige allgemeine Schlacht hin. Der Schwerpunkt liegt im
gegenwärtigen Augenblick im Tale von Reſna, wo die Bulgaren
ſich verſchanzt haben. Der rechte Flügel der griechiſchen Armee
iſt in einem Umgehungsverſuch bei Nowrekop begriffen, um den
Feind im Rücken anzugreifen. Das Zentrum und der linke
Flügel drängen den Strumafluß entlang nach vorwärts und
werden verſuchen, die Bulgaren zwiſchen zwei Feuern zu
nehmen. Es iſt ja ſchön ausgedacht, aber die Bulgaren wer-
den ſich nicht ſo leicht in eine Falle locken laſſen. Das ge
birgige Terrain erfordert dort eine andere Taktik als die bisher
angewandte. Die Griechen ſind beſchäftigt, die Brücken und
Wege wieder herzuſtellen. Trotzdem iſt es ſehr ſchwierig, das
Transportproblem zu löſen.

Belgrad, 20. Juli. Meldung des ſerbiſchen Preß-
bureaus.) Der geſtrige Tag ging ohne Kämpfe von größerer
Bedeutung vorüber. Gegen 1 Uhr früh verſuchte der Feind
auf dem rechten Ufer der Niſchava bei Pirot unſere Grenz-
linien anzugreifen, wurde aber energiſch zurückgewieſen. Bei
St. Nicola drangen unſere Truppen auf bulgariſches Gebiet
vor und kamen bis Tſchipren. Der Feind zog ſich nach Bijelo
gratchik und nach Ferdinandovo zurück. Auf Befehl der Bul-
garen mußten alle Bewohner der Gegend ihr Land verlaſſen.
Beim Rückzug ſteckten die Bulgaren einige kleine, alte Häuſer
in Brand. Bei Egri Palanka griff der Feind gegen 3 Uhr
früh an, wurde aber ſchnell und energiſch zurückgetrieben. Am
oberen Bregalnitza und in der Richtung auf Zarevo Selo grif
ſen unſere Truppen erfolgreich an. Der Feind verſuchte mit
einer ganzen Diviſion einen Gegenangriff von der Grenze
aus, wurde aber energiſch zurückgewieſen.

a

Die Mordbrennereien.
Die Bulgaren.

Konſtantinopel, 20. Juli. Die Bulgaren brann
ten in dem Gebiete von Tſchorlu, das ſie verließen, über 60
Dörfer nieder und plünderten alle Moſcheen.

Saloniki, 20. Juli. Meldung der Agence d'Athenes.
Geſtern fand in der von den Bulgaren zerſtörten Stadt
Serres eine Kundgebung der Bevölkerung gegen die bulgari-
ſchen Grauſamkeiten ſtatt. Nachdem griechiſche, muſelmaniſche
und iſraelitiſche Redner geſprochen hatten, gelangte eine Reſo
lution zur Annahme, in der im Namen von 20 000 Menſchen,
die ohne Obdach, Nahrung und Kleidung zurückgeblieben ſeien,
angeſichts der noch rauchenden Trümmer der Stadt der tiefen
Entrüſtung über den Vandalismus der bulgariſchen Armee
Ausdruck gegeben wird, auf den die Aufmerkſamkeit der
geſitteten Welt gelenkt werden müſſe. Es möge eine inter
nationale Kommiſſion gebildet werden, die die Ausdehnungeder
Untaten an Ort und Stelle konſtatieren könne.

r

Die Serben.
Berlin, 20. Juli. Die bulgariſche Geſandtſchaft in Ber

lin hat folgende amtlichen Depeſchen aus Sofia bekommen:
1. Alle bulgariſchen Dörfer in der Umgebung von Tikwiſſch,
jenſeits des Wardar, ſind am 26. Juli von den Serben,
Baſchibozuks und Pomaken verbrannt worden. Die Mäd-
chen ſind von den Serben entführt, viele davon getötet
worden. Die übrige Bevölkerung iſt geflohen. Die Städtchen
Kawadartzi und Negotin ſind am 7. und 8. Juli niederge-
brannt worden. Ein Teil der Bevölkerung iſt getötet, der
andere nach Bulgarien geflohen.

Die TDTürken.
Der Kommandant von Dedeagatſch meldet, dgß die bulga-

riſchen Dörfer in der Umgebung von Jpaſala von den Türken
verbrannt worden ſind. Nach Berichten iſt die bulgriſche
Bevölkerung des Dorfes Boulgarkö bei Koſchan getötet wörden.
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an 42 e et e einec S Türen, Fenſter, Latten,. und Mord, Meineid. Klöſter. Der Greifer“. Pfarrer Münſterervon Pondorf, Der Meineidspfarrer von Kolbermoor, Das
50000 rote Manuerſteine, Kloſter als jreudenhaus und Mördergrube Der Stier von

kl. Format, a 1000 Stck. 12 Mk.,
Prutting, Ein Bild aus dem chriſtüchen Familienleben, Das

und vieles mehr.

Dienstag früh
1 Kühlwaggon:

Seeluchs ohne Kopf, 19

J Goldbarſch mit Kopf, 9
Kabeljau ohne Kopf, 2 25

unſittliche Schrlbad, katholiſche Leichenverbrennung, Gefähr-
dung der Sittlichkeit durch einen frommen Kalender, Sonder-
bare Stuhlfeſte, Schnaps für Kinderſchändung, Die gerettete

Harz 42/43.
Spiel waren. 1 Dutzend nur 7 5 5

Geschenkartikel,
Glas waren, Systenm u miedlt Kön W dauerdaſtAutoritäten n vege Hosentrager za e v We ſchorſaſeh

auf I Un bei S Vereinsartikel. rei Nemann (Halberſtädterſt a Zanäer, e 12.haben Obermeyer's Medizinal Fr. Gronau, Barfüß aße 16. t J J f. rasse 90. und Gr Se raße n 33 Mitglied d. Rabatt rates reits

FHerztliche Solide Familien

Bekannt billige Preise.Herba-Seife geprüft und dieſelbe Gnüchtel und Anna Stahl (Thü-
als ein hervorragend wirkſames ringerſtraße 22 u. Barfüßerſtr. 11). S Frauen T.

ürtler Lehmann S. (Ca

Mittel gegen Flechten ne F nzer mit guten Geboren: Tiſchlermſtr. ſegne b bei Störun Unv r aulenzer vie e Frauen Standesamtliche Nachrichten. r Alter e e e ſo Wenn n b.
San ſchreiben aus allen Kreiſen F. Leipaigor- HalleSüd (Steinweg 2), 18. Juli. Huhn Kktaſge et Saiſnerol Garant.r dies. 1184 Strasse 90. Angebot S veqnter ſraße d nſtein ans i 4 M. u

ufgeboten: ureaubeamter z ee h h g. S hbeltegngportetederatrt veiorst Srnemann nd A Schwivimann Hygſth W W niiche t alPräp. Mk. I. zu haben in allen billi nn, Bernhardy Galle und Einbech). Schmiede Steuer n W hl Dr. Conrad well
Apotheken Drogerien, Parfümer. l ſtr e Wernan 1708 e meiſter See u. S. Weiß (Halle W 4 Dep.ind Fe Rehnberf a teien ranggn recg Halle (Saale), Graſeweg 32, m

und M. Kirſte (Rohndorf u. Rade- leben S., totgebor ehe ment Rhepoburg) r. Serhort Ar es orf ausBekanntmachung. E. n (Hornburg u. Schraplau). Weißenfels T än. Külrity rt eden Dienstagch ungen: Thonwaren-Eiſenb. re füſtenten Lunders chte Feſt.1. Jn der Zeit vom 1. bis 15. Juli 1913 ſind nachſtehende kant Kreuzberg und Agathe auſen T 4 J. (Schönitzſtr. 2). m e
ansfelderſtraße

abr
u

Gr. Brauhausſtr. 11).
niker Kunze und

entner andenſeie, 70 Jahrerth Sonnen genhars en agdeburgerſtr. 9.
Bautech

Gegenſtände als gefunden hier abgegeben oder angemeldet
worden:

5 goldene Broſchen. 2 goldene Damenuhren, 2 Geldtäſchchen mit
ted. DienstGommergaſſe 3 Wgrt e hneen HalleNord (Gr. Brunnenſtr. 9). e wieſen e

Jnhalt, 1 weiße rer 2 Küchen und 3 Tiſchmeſſer, ecge 18. Juli 1913. J0h. s1 and. Schlüſſel, 26 Schlüſſel, 1 vergoldetes Armband, 3 Hand Geboren: Arbeiter Kabiſch T. Eheſchließung: Maurer Förſter Große Goſenſtraße
tücher, 1 Frühſtücksbeutel, gez. H. F., 1 leinene Knabenbluſe, 1 zwei- Dorotheenſtr. 9). Arbeiter Brandt und härtha Henze (Kröllwitzer
reihige KorallenHalskette, 1 dunkler Herren-Ueberzieher, 1 Ziegen- S. r elderſtraße 13). Tape ſtraße 7
bock, 1 Klemmer, 5 Schlüſſel, 1 größere Banknote, 1 ſilb. Herren
uhr, 1 verſilb. Armband mit Anhänger, 1 ſilb. Glieder Armband
mit mehreren Steinen, 1 ſchwarzer Damenſchirm, 1 gold. Trauring,
1 blauer Sportgürtel mit Uhrkette, Uhrkapſel uſw.

2. In derſelben Zeit wurden als verloren gemeldet:

erer König T. (Liebenauerſtr.Lſwuer Selvei T. (Halberſtädter i h iſthier Veehhis
ſtraße 4). Straßenkehrer Hoff S. (Gr. Gofenſtraße 9).
rn S. W Sarg d. Geſtorhen: Tiſchlers MartinSee Schnitt l Wiener S P (Triftſtraße 14). Arbeiter
putzer Feldmeyer T. (Marienſtr. 9). Faui, 65 J. re 15).

r unSee 4733 Srloo
9 Robert Franzſtr. 7.

leere Schhaotefest.
BRernh. Siegel,*1192 Hikolaiſtraße 5.

1 Zahngebiß, 1 mattgold. Siegelring, C. N. gez., 1 ſilb. Ketten Hüttenmanns Zimmer aus Eismit Eichel, 1 Patentſchlüſſel, 1 Klemmer mit gold. Bügel, ger, en leben S., 5 Monate.1 gold. Broſche m. mehreren Opalen 1 braunes Leder Geldtäſch Wagen- efssse, Witwe üsler 9 Schmidt, 19. Juli I ö e
m. ungef. 2 23 J a Brieftaſche m. ke n r dauerheſt, a pii ſgherbeſah Sieg Gredrichge 2 h Ja Eheſchließungen: Arbeit. Riehl

he T t é e andsbergerſtraßeſchein u Papieren 90 teder rmban de arg Fe, übe 800 Sticgt 16 26 Jene an. h hltians und Elſe Röder (Schillerſtraße 571] Mit Anleitung zum Spielen.
roten Steinen, 1 gold Damenuhr m. Kette, rade frei und 5 Töpfer Hellmuth und Has intereſſanteſte aller Spiele.täſchchen m. 650 Mk., 1 Hundert Markſchein, mehrere Coupons aus. 64 mar Ku e Alma Böhme (Goetheſtr. 20 undbogen u. Talons, I braunled. Geldtäſchchen m. 5.50 Mk. u. 1 Fahr i. an, e S chmieds Adolfſtraße 5). Arbeiter Fritz und Preis 20 Pfg-
rad Karte, 1 grünled. Handtaſche nebſt dunkelblauem Geldtäſchchen S e Deckel v. 4 Mk. an, gne t 5 T. Mton. See r s Volks Buohhandlung.
m. 5 Mk., 1 ſchwarze Handtaſche m. Taſchentuch, 1 Taſchenmeſſer Schöpffäſſer, Stück 60, 75, 90 Vf. höhe 50 Arbeiter Gießler u. Minna Beßler

herei Sehmiershor 1,18 rer am Markt.

r 1883
Fegereg 55 u. Trothaerſtr. (8).

uchhalter Jäger h Anna Barth
(Talſtraße 26d und Gr. Brunnen-
ſtraße 46). Arbeiter Keller und
Minna Mittelsdorf (Gr. Gofen-

m. Perlmutterſchalen, 1 gold. längl. Nadel m. 1 Rubin, vledernes Geldtäſchchen m. 1 Zwanzig Heottſchen u. 1 Fahrrad

Karte für Walter Fiſter, 1 ſchwarzled. Handtaſche m. Kleinigkeiten,1 Spazierſtock u. 1 Herren Regenſchirm, 1 ſilb. norwegiſche Filigran-

19. Juli
eboten: e Meyeund Barbara Gra iebenauer-

ernntder

Ufawsportarteit.-Jerdan

G. Lindner- Sittlichkeit. Der geſtohlene Pfarrer uſw. Karbonaden, bratfertig, A 32
Der r r u da Schellfiſch ohne Kopf, W 33

R ldeſt è i e die BroſchüreR r h Sratſcheimn 2 22Merseburg. „Zentrumslumpen“ oder „romme Lumpen Sehr billig:
Zu beziehen durch dieHans Käther 7 Volks-Buchhandlung, MHalle, Neue Vollnerlnee

Paul Lindner, Halle. 3 Stück nur 20

broſche m. 3 Kettchen, 1 Pfandſchein vom ſtädt. Leihamt, Nr. 52 539, mitugen- gp än. er Schloſſer Naumann ſtraße 35 und Reilſtraße 127)
a mann (Streiber

1 Herren Regenſchirm m. Ueberzug, Hehariff 1 braunled. Geld e ritugen. dine ſtraße 34 und e ehe 6o). Tanne T enee d Verwaltung Halle.

täſchchen m. 210 Mk. u. 1 Karte 1 ſchwarze giaſch nebſt Nachnahme für en Betriebsleiter Ludwig u. Martha Kaufmann Müller und lene Den Mitgliedern zur Nach
Geldtäſchchen m. ungef. 12 Mk., einer Karte u. Schlüſſel, 1 ſchwarz. Kluge Sgrzigerſtrabe 68). Ober Bode (Erfurt u. Ludw. Wucherer- richt, daß imſer K Kolleg e dSvitzenſchal, 1 ſchwarze Handtaſche ohne Jnhalt, 1 Herren Geld 1114 Vurgekrach (Bayern). kellner Weßel und L. Schiefer ſtraße 69). Dreher Zabel u. Frida Geſchirrführertäſchchen m. 90 Mk. in Gold u. 6 Mk. in Silber, 1 W z T eine Sommervreſſe r Kohien d t s n r ühne Be incgſt geht Sele Wechhialchee mat r. w bleiben bis be 20. September Wa r r r t ding Haaſe Selbais und F rledrfch le
täſchchen m. 372 Mk, 1 Arbeitsbuch u. 1 Invaliden Ouittungs- ehen. Möbel Transvart und ſraße 78 nd ten Wielandſtraße 9). im Alter von 31 Jahren J-
karte auf den Namen Seeſe, 1 ſilb. Damenühr m, Goldrand ohne
Kette, 1 ſilb. Halskette m. Anhänger, 1 ſchwarzled. Geldtäſchchen m.
14.16 Mk. u 5 Mk. Rab.-Sparmarken, 1 gold. Ring m. kl. Diamant,
1 Geldtäſchchen mit 5.30 Mk., 1 gold Uhranhänger (Herzform), inwendig l Photographie, 1 ſilb. Damenuhr m. weißer Perlenkette,
1 japaniſcher Dolch, 1 gold. Damenuhr, 1 Klemmer Schildpatt

Kohlen Handlung von Fulius
BRanse, Advokatenweg 30. 2258

Watratze aufpolſtern v. 3 Mk. an.
E. Dippold. Adolfftr. 9, H. p. 2406

beiter Sonnabend und
Bertlin

Sofſa aufpolſtern von 5 Mk. an, e
da DöſSeaee 3 r woGottſchgarete Graeff Serlgmſtete e 14

R innern

Emmg

lausſtraße 25). Arbeiter

ling und Bar Heitel,

32) eiter
Arbeiter

Kupferſchmiedemſtr. Hinze.

(Germarſtraße 10 und Srachwigertr Staatz S.
rigen S.

Arbeiter Föh-
Schleuſenſtr. 2).

orben: Witwe Voigt t g.86 J. (Breiteſtraße J.
Theuer aus Bitterfeld

ſtorben iſt.
Wir werden ihm ein ehren-

des Andenken bewahren,
Die Beerdigung findet

den 22. Juli, nach
mittags hr, auf dem Nord
friedhof ſtatt.

einfaſſung m. gold Bügel), 1 gold. Damenuhr, 1 ſchwarzer Strick
ſtrumpf m. ſild. Strickhöschen, 1 ſilb. Halskette m. 1 gr. und 3 kl.
Amethyſten, 1 gold. Halskette ohne Anhänger, 1 rotbraune Brief-taſche m. Papieren, 1 vergold. Manſ ettenknopf (Hufeiſenform mit

che und Alma Krickme ſt (Trothaerſtr. 139). Schuhendorf und Werte macherreſſters Buhl Ehefr. Hertar Ketter und Frida Rof geb. Stahl, 56 J. (Georg

Sie marcitra e 23 und

Arbeitsmarkt
Gemeinschaft! Ortskrankenkasze

um r Seteiligun ſucht

Similiſtein), 1 ſilb. Damenuhr m. ſilb. Kette, 1 gold. Kettenarm- Meſreburg traße aurer Banſe und vband m roten Steinen, 1 ſilb. v n j grauleinener Hand der Ktalt nna e h Sure irrt u
beutel (enth. 2 Taſchentücher, gez. E. M., und 1 Geldtäſchchen m.
ungef. 5.40 M und Rabattſcheinen), 1 Bierzipfel z old m.
gold. S 1 ſchwarzled Geldtäſchchen mit ungef. 3 Mk. und
1 Sparkaſſenſchein über 406.28 Mk., 3 Schlüſſel an einem Ringe

Die nnbekannten Eigentümer der unter 1 r Gegen-
ſtände werden aufgefordert, ihre Rechte innerhalb 6 Monaten im
Polizeiverwaltungshbureau, Dreyhau
zu machen.

Die nicht zurü C Gegenſtände werden an die Armen-
vermalnng oder an inder abgegeben werden. f.

Halle. den 16. S Die

schwerem Leiden, meine liebe Frau, unsere gute Mutter,Schwester, Schwägerin und Tante *1198
Frau Anna Ohls, geb. Schumann

im 48 Lebensjahre. Des zeigt tiefbetrübt an, im Namen
der Hinterbliebenen Christian Onhls.Halle-Kröollwitz, den 20. Juli 1913.Die Einaäscherung ndet Mittwoch nachmittag s Uhr im
Krematorium in Dessau statt. Freundlichest zugedachte
Kranaspenden bis Dienstag abend Thalstr 24b erbeten.

hlemann und nny
nge t zrbegſra e 13 und Gr.

raßt rbeiter Ritterdia Hartung (Dieskauer-n 3 und Pfännerhöhe 49).

chloſſer Schröter und erſchel (Lei zig u. geh

als Hilfsarbeiter wird zum
I. Okt. gesucht. Offerten mit
Lebenslauf u ren undsind an den Vorstand, bis 1. Aug. Es
einzureichen. i S
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h d. neilage zum Volksblatt.
Nr. 169

Alxhol und Mitärbehörden.
Aus Anlaß des furchtbaren Erfurter Zuchthausurteils gegen

7 Landwehrleute iſt außer der Forderung, daß die ungeheuerlich
hohen Mindeſtmaße des Militärſtrafgeſetzbuches bei ſog. „Auf-
ruhr“, „Meuterei“, „Zuſammenrottung“, „Aufwiegelung“ her
abgeſetzt werden müſſen, auch die Forderung auf Beſeitigung
oder Reform des S 49 Abſ. 2 des Militärſtrafgeſetzbuchs zu
erheben. Dieſer Paragraph lautet:

„Bei ſtrafbaren Handlungen gegen die Pflichten der
militäriſchen Unterordnung ſowie bei allen in Ausübung
des Dienſtes begangenen ſtrafbarew Handlungen bildet
die ſelbſtverſchuldete Trunkenheit des Tä-
ters keinen Strafmilderungsgrund.“

Auch dieſe Beſtimmung trägt Schuld daraw, daß die
Militärgerichte geringfügige Vergehen von Soldaten, die im
Rauſche begangen ſind, mit mörderiſchen Strafen zu belegen
ſich genötigt ſehen. Dieſe Beſtimmung iſt von jeher von
,einſichtigen Politikern und Juriſten bekämpft worden und iſt
völlig unſinnig.

Die geſamte Pſychiatrie weiß heutzutage, daß jede Be-
trunkenheit nichts anderes iſt als eine akute Geiſtesſtörung.
Nur die „Wiſſenſchaft“ der mediziniſchen und juriſtiſchen
gee er im Offiziersrock kümmert ſich um dieſe Erfahrung
nicht.

Jm April 1906 hielt der Berliner Zentralverband zur Be
kämpfung des Alkoholismus einen wiſſenſchaftlichen Kurſus
ab. Damals ſprach unter anderen der Pſychiater Dr. Julius-
burger über: Alkohol und Strafgeſetz. Er führte aus:

Das alkoholiſche Vergehen iſt der antiſoziale Aus-
druck einer akuten oder chroniſchen Gehirnerkrankung: dar-
aus folgt, daß man den alkoholiſchen Uebeltäter eben ſo
wenig wie den verbrecheriſchen Geiſteskranmn-
ken beſtrafen darf. Man kann nicht dagegen geltend
machen, daß das Jndividuum deswegen zu beſtrafen ſei,
weil es ſich in den krankhaften Zuſtand hineingetrunken
habe. Denn die Fälle ſind vereinzelt, in denen ein ſonſt nicht
alkoholiſiertes Jndividuum abſichtlich trinkt, um ein vorher
enau geplantes Verbrechen zu begehen. Die antiſoziale

illensrichtung und der verbrecheriſche Gedanke entſtehen
entweder erſt im alkoholiſierten Zuſtand oder gewinnen erſt
in ihm ohne aktiv bewußtes rm Jndividuums durchUmwandlung ſeiner Perſönlichkeit, durch Wegſall von pſychi-

ſchen Hemmungen, durch beſchleunigte Auslöſung und Ueber-
tragung von Bewegungen einen wirkungsvollen Macht-
zuwachs.

Der Köngsberger Nervenarzt Dr. Hugo Hoppe ſagt in
ſeinem Buche: Alkohol und Kriminalität in allen ihren Be
Ziehungen:

Kein Menſch iſt ſicher ob er nicht im Rauſch einmal
ein Verbrechen begeht, deſſen er im nüchternen Zuſtande nie
fähig geweſen wäre.

Geradezu barbariſch erſcheinen beſonders die Strafen,
welche bei Rauſchdelikten von Soldaten nach dem Militär-
ſtrafgeſetzbuche verhängt werden. Wenn z. B. Soldetten
ſich im Rauſch gegen ihre Vorgeſetzten auflehnen, wobei es
ihnen gar nicht zum Bewußtſein kommt, was ſie tun, ſie
hinterher auch meiſt keine oder nur eine dunkle Erinnerung
daran haben oder wenn es bei Kontrollverſammlungen
unter der Einwirkung der dabei unausbleiblichen Trink-
exzeſſe zu Ausſchreitungen der Landwehrleute kommt, ſo er-
folgen gewöhnlich außerordentlich harte Beſtrafungen. Daß
die Leute trinken und ſich betrinken, das läßt man zu und
findet nichts Beſonderes dabei. Aber wenn ſie ſich im Trunke
zu Ausſchreitungen hinreißen laſſen, obgleich jedermann
weiß, daß der Rauſch die ſtärkſte Tendenz hat, Ausſchrei-
tungen hervorzurufen, dann müſſen die armen Leute, die
zufällig das Unglück trifft, ihren Rauſch manchmal mit
mehreren Jahren Gefängnis oder Zuchthaus büßen.

Auf dem 11. internationalen Kongreß gegen den Alkoholis-
mus ſprach Prof. Aſchaffenburg über Alkohol und Zu
rechnungsfähigkeit. Wir zitieren aus dieſem Vortrage:

Um zu einem einwandfreien Urteil zu kommen,
müſſen wir uns fragen: Wie würden wir die ſtrafbare
Handlung eines Menſchen beurteilen, der in ſeinen Zuſtand
nicht durch Alkohol, ſondern durch ein anderes Gift (etwa
Atropin, Haſchiſch uſw.) geraten wäre? Wir würden ihn
zweifellos für unzurechnungsfähig erklären.“

So ergibt ſich aus dieſen allgemeinen mediziniſchen Grün-
den die Notwendigkeit, jenen verderblichen S 49 Abſ. 2 des
Militärſtrafgeſetzbuches endlich zu beſeitigen.

Ferner aber weiſt unſer Parteigenoſſe Abg. Davidſohn
mit Recht im Abſtinenten Arbeiter darauf hin daß die
Militärbehörden ſelbſt am allerwenigſten Anlaß haben,
ſich phariſäiſch gegen Soldaten aufzuſpielen, die ſich einmal
vom Alkoholteufel haben überwältigen laſſen. Wer kaum einen
Finger rührt, den Alkoholismus im Volke und im Heere ein-
zudämmen, dem ſteht es übel an, bei derartigen Ereigniſſen
Zeter und Mordio zu ſchreien.

Erſt kürzlich brachte der Kunſtwart eine Abhandlung
über Kontrollverſammlung und Alkoholverbot.
Da hieß es:

Der Platz vor dem Verſammlungslokal war mit
Tiſchen und Bänkenſut beſetzt, dazwiſchen liefen Kellnerinnen
hin und her, um den Neunuhrfrühdurſt der angeſtrengten Kon-
trollmannſchaften mit ſchäumenden Krügen zu löſchen.

Was nachher geſchah, ſah ſchon etwas anders aus als deutſche
Diſziplin. Ohne die mindeſte Scheu vor dem nahen Vorge-
ſetzten, der ſoeben noch vor dem Alkoholgenuß gewarnt hatte,
ward der unliebſam unterbrochene Frühſchoppen von dem
Großteil der Leute fortgeſetzt. Und zwar keineswegs aus einer
Art von böswilliger Oppoſition, ſondern etwa in dem Ge-
danken, ein Räuſchlein nach der Kontrollverſammlung ſei
ein gutes überliefertes Recht. Der Sermon des
Herrn Majors Gott ja, das wird immer wiederholt, weil's
eben im Dienſtreglement ſo ſteht. Alſo Proſit Brüderchen,
und noch einmall! So denkt der deutſche Erſatzreſerviſt und
Landwehrmann, und danach tut er. Längſt ſind die Tage der
Kontrollverſammlungen für die arbeitenden Hunderttauſende
Anläſſe zum Blaumachen geworden. Und wenn dabei nicht
noch viel mehr zu „paſſieren“ ſcheint, ſo iſt das wohl auch dem
Umſtande zu danken, daß die Vorgeſetzten an ſolchen Tagen
lieber beide Augen zudrücken als eins.

Der Leſer, der mit den deutſchen Heereseinrichtungen nicht
vertraut iſt, fragt: wie das möglich ſei, daß die Leute ſich in
den Kaſernen und auf ihren Höfen zu Gelagen zuſammen
ſetzen. Laie, dein ſchlichter Verſtand ſieht als ſelbſtverſtändlich
an daß eine ſo wichtige militäriſche Angelegenheit wie die
Kontrolle der Reſerve und Landwehrmannſchaft in den Ge

Halle (Saale), Dienstag den 22. Juli 1913

bäuden vorgenommen werde, die der Staat für militäriſche
Zwecke errichtet hat. Aber da unterſchätzeſt du das gute, rück
ſichtnehmende Herz der Militärbehörde; die weiß gemütlichere
Verſammlungsſtättewn: Gaſtwirtſchaften, Schützenhäuſer, über-
haupt Kneipen, die neben zureichendem Saalbau zureichenden
Bierausſchank und Schnapsvertrieb anzubieten haben.

Warum iſt dem ſo? Wenn man für Kontrollverſamm-
lungstage die Kaſernen nicht nehmen mag, warum nicht die
Turnſäle, Sportplätze uſw.? Will die Militärbehörde als
Volkserzieherin außer in der Wahl der Räume etwas gegen
den Alkohol tun, ſo mag ſie den Anlaß der Kontrollverſamm-
lungen wahrnehmen, um über die Wirkungen des Alkohols mit
Wort und Schrift gründlicher aufzuklären als durch eine
ſelten ernſt genommene Anſprache.“
t Aus eigenen Erlebniſſen führt Genoſſe Davidſohn folgen-

es aus:
Am 2. Juni 1913 habe ich mir eine Superreviſion, wie man's

früher nannte, angeſehen. Jn Charlottenburg bei
Berlin, alſo an einem Orte, dem es gewiß nicht an alkoholfrei
geführten öffentlichen Verſammlungsräumen und plätzen
mangelt. Aber die Muſterung fand in einer großen Gaſt-
wirtſchaft ſtatt: Berliner- und Bauhofſtraßen-Ecke im
Kaiſer-Friedrich-Zelt. Rückſichtslos, wie er nun 'mal zu ſein
pflegt, der Herr Militarismus, hatte er ſämtliche 410 Militär-
pflichtigen zu 8 Uhr morgens in die große Kneipe beſtellt. Und
er entließ die jungen Leute nicht etwa einzeln, nachdem ſie
aufgerufen und unterſucht waren. Kein Gedanke! Bis um
14 Uhr mußten ſie alle beiſammenbleiben, und dann erſt
bequemte man ſich dazu, die Päſſe auszugeben Ein paar
Tage danach das gleiche Schauſpiel im gleichen Lokal und noch
mehr Kontrollpflichtige zur Stelle!

Jch weiß nicht, ob Abſicht oder Bewußtheit vorliegt, aber ob
jektive Tatſache iſt jedenfalls, daß eine derartige Handlungs-
weiſe eine ganz außerordentliche Begünſtigung des betreffen-
den Lokalinhabers darſtellt, bei dem man ein halbes Tauſend
Jünglinge viele Stunden lang hocken und ſaufen läßt!“

Wer glaubt nach alledem wirklich noch an das Märchen von

der „ſelbſtverſchuldeten“ Trunkenheit? Wer
wagtes, den Steinzuhebengegendie Erfurter
Opfer?

Wenn die Reform des Militärſtrafgeſetzbuches eingeleitet
wird, ſo muß neben vielen anderen unhaltbaren Beſtim-
mungen auch der Paragraph von der ſelbſtverſchuldeten Trun
kenheit, die niemals als Milderungsgrund gelten ſoll, be
ſeitigt werden.

Aus der Partei.
Der elſaß-lothringiſche Parteitag.

Jn dem kleinen Vogeſenſtädtchen Schlettſtadt tagte
Sonnabend und Sonntag der diesjährige Parteitag der Elſaß-
Lothringer Sozialdemokratie. Während es vor einigen Jahren
noch zu den Unmöglichkeiten gehörte, in dieſer klerikalen Stadt
ſozialdemokratiſche Parteitage ſtattfinden zu laſſen, iſt es dank
der rührigen Tätigkeit unſerer Genoſſen gelungen, im vorigen
Jahre zwei Gemeinderatsſitze zu erobern und im Gemeinderat
durchzuſetzen, daß der ſt äd tiſche Saal dem Parteitag zur
Verfügung geſtellt wurde. Am erſten Sitzungsabend erſtattete
der Parteiſekretär Huber und der Kaſſierer Schmidt den Be-
richt des Vorſtandes. Zahlenmäßig ſei, lautete der Bericht,
die Mitgliederzahl um 200 zurückgegangen. Jn Wirklichkeit
handele es ſich nicht um einen Rückgang der Mitglieder. Die
Zahlen reſultieren aus einem ſtrengen Abrechnungsmodus. Daß
die Partei Fortſchritte gemacht hat, geht ſchon aus dem Zu-
wachs, den die beiden Parteiblätter erhalten haben, hervor, und
außerdem aus den Gemeinderatsnachtvahlen, die allein 25 neue
Sitze gebracht haben. Daß es vorwärts gehe in Elſaß-Loth-
ringen, zeige auch die Abrechnung, die mit Berlin ſtattgefunden
hat. Den alljährlich wiederkehrenden Wünſchen aus den fran-
zöſiſch ſprechenden Sprachgebieten werde in kommender Zeit
mehr Rechnung getragen werden. Den Bericht der Kontroll-
kommiſſion erſtattete Genoſſe Emmel. Jrgend welche weſent-
lichen Beſchwerden lagen nicht vor. Die Diskuſſion erſtreckte
ſich hauptſächlich auf die Ablieferung der Pflichtbeiträge an
den Landesvorſtand, Schaffung von neuen Parteiſekretariaten
und über Agitation zu den nächſtjährigen Gemeinderatswahlen.
Vom Genoſſen Müller (Parteivorſtand) wurde hervorgehoben,
daß der Parteivorſtand dem Wunſche, in franzöſiſchen Städten
müſſe ein franzöſiſches Wochenblatt erſcheinen, nicht nachge
kommen ſei, weil mit den Wochenblättern bisher nirgends Er-
folge erzielt worden ſind. Von Berlin aus werde dem Partei-
leben Elſaß-Lothringens die größte Aufmerkſamkeit geſchenkt
und auch fernerhin Unterſtützung gegeben. Jn der Abſtimmung
wurde der Antrag des Landesvorſtandes: die Delegationskoſten
zum Landesparteitag für die Delegierten der Wahlkreiſe, der
Mitglieder des Landesvorſtandes und der Kontrollkommiſſion
übernimmt in Zukunft die Landeskaſſe, angenommen. Ferner
wurde beſchloſſen, vom Pflichtbeitrag wird in Zukunft an die
Landeskaſſe 40 Prozent, d. h. 12 Pf. pro Mitglied, abgeführt,
für die weiblichen Mitglieder 6 Pf. Weiter fand ein Antrag
Kolmar auf Errichtung eines Parteiſekretariats in Kolmar
Annahme, ferner noch ein Antrag auf Einſetzung einer
Kommiſſion, die die Vorarbeiten zu einer Agitation in den
franzöſiſch ſprechenden Sprachgebieten machen ſoll.

Perſonalien. Genoſſe Dr. Len ſch ſcheidet mit Ende dieſes
Monats aus der Redaktion der Leipziger Volks
zeitung; er wird ſeinen Wohnſitz ſeines parlamentariſchen
Mandats wegen nach Berlin verlegen. Vor elf Jahren trat
Genoſſe Lenſch in die Redaktion der Leipziger Volkszeitung
ein und ſeit 1908 hat er die Leitung des Blattes innegehabt.

a nlkkkee
Parteiliteratur.

Klaſſenjuſtiz von Er ich Kuttner. Preis 1 Mark. Verlag
Buchhandlung Vorwärts, Berlin. Klaſſenjuſti z. Ein
furchtbares Wort, das in einem Rechtsſtaat unbekannt ſein
ſollte. Die Verteidiger unſeres Klaſſenſtaates wiſſen dies
auch und ſuchen daher neben einem Loblied auf unſern Richter-
ſtand, der angeblich über alle Vorwürfe der Parteilichkeit er-
haben ſei, den Nachweis zu erbringen, daß wir in einem Rechts-
ſtaate leben. Das Beſtehen einer Klaſſenjuſtiz, d. h. einer
Juſtiz, die aus den Klaſſenvorurteilen der den beſitzenden
Klaſſen angehörigen Richter heraus Urteile fällt, die mit dem
Rechtsempfinden der übergroßen Mehrheit des Volkes in
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ſchroffem Widerſpruch ſteht, wird energiſch beſtritten,
obwohl die Gerichte immer neue Beweiſe für
dieſe Tatſache erbringen. Dieſe Beweiſe hat der Ver-
faſſer der obigen Schrift durch die Gegenüberſtellung einer
Reihe von Gerichtsurteilen überzeugend dargeſtellt. Leider
konnten es aus den unzähligen Urteilen nur verhältnismäßig
wenige ſein. Sie genügen aber, um dem Verfaſſer zuzu-
ſtimmen, der in der Einleitung ſagt: „Recht und Gerech-
tigkeit, ſo verwandt beide auch klingen, ſind
zwei Begriffe, die ſich im heutigen Staate
durchaus nicht miteinander decken.“ D. h. alſo:
ſage mir, welcher Klaſſe du angehörſt, und ich will dir ſagen,
welches Maß von Recht dir zuſteht.

Gewerkſchaftliches.
Werftarbeiterſtreik und Arbeitswilligenſchutz.

Daß der Werftarbeiterſtreik an ſich als beſonders zugkräf-
tiges Beweismittel für den ach ſo notwendigen geſetzlichen
Arbeitswilligenſchutz würde dienen müſſen, hätte gewiß kein
auch nur mittelmäßig vernünftiger Menſch ahnen können.
Nicht etwa weil bei eifrigem Schnüffeln der Scharfmacher-
preſſe angebliche Arbeitswilligenbeläſtigungen entdeckt werden
konnten, ſondern weil überhaupt geſtreikt wird, deshalb ſolſ
der geſetzliche Arbeitswilligenſchutz notwendig ſein. Dieſe
Ausgeburt eines Scharfmacherhirns produziert ſich in Schwein
burgs Berliner Politiſche Nachrichten (Nr. 164 vom 18. Juli)
u. a. wie folgt:

„Wenn jemals eine Streikbewegung die Notwendigkeit
eines geſetzlichen Arbeitswilligenſchutzes bezeugt hat, ſo der
Ausſtand der Hamburger Werftarbeiter, von dem die Ar-
beiter, die an ihm beteiligt ſind, ſelbſt nicht wiſſen, wie
dieſer Kampf mitten im Frieden hat ausbrechen können.
Es iſt beinahe die Regel, daß Streikgedanke und Streikent-
ſchluß von außen her in die Arbeitermaſſen hineingetragen
werden, und in den weitaus meiſten Fällen ſind es fremde
Elemente, berufsmäßige Agitatoren, die das Hetzgeſchäft be
ſorgen, ſo geſchickt und gründlich, daß der völlig einſeitig
informierte Arbeiter jedes Augenmaß für die Beurteilung
des Streitfalles verliert und in der Beurteilung ſeines
Arbeitgebers ſehr bald dahin kommt, wohin ihn der Hetzer
haben will, zu der Auffaſſung nämlich, daß der Arbeitgeber
rechtlos ſein müſſe, damit ihm, dem Arbeitnehmer, alle
Rechte zugeſprochen und zuerteilt werden können. Es
darf geſchehen, daß viele Tauſende von Arbeitern aus Brot
und Lohn gebracht, daß äußerſt wertvolle Jntereſſen der
deutſchen Volkswirtſchaft durch Beeinträchtigung des Schiffs-
verkehrs und des Schiffsbaues ſchwer geſchädigt werden, weil
es irgendeinem Unzufriedenen oder Rachſüchtigen ſo gefällt.
Liegt darin Sinn und Verſtand? Jſt ein derartiger Zu
ſtand eines Rechtsſtaates würdig? Wer entſchädigt die
25 000 Arbeiter, die notgedrungen feiern müſſen, und ihre
Angehörigen für den entgangenen Verdienſt und für die
kommenden Entbehrungen und Leiden? Wenn die Ver-
bandsführer wirklich auf die Intereſſen der Arbeiter bedacht
wären, hätten ſie die Wiederaufnabme der Arbeit nicht emp-
fehlen, ſondern anordnen und, falls nicht Folge geleiſtet
würde, ihr Amt niederlegen müſſen. Das iſt aber nicht ge
ſchehen, wahrſcheinlich, weil die Führer wiſſen, daß ſie mit
ſolcher Forderung doch nicht durchdringen würden. Wenn
es aber ſo iſt, dann muß eben eine ſtärkere Macht eingreifen,
die Macht des Geſetzes, das eine Ausſtandsbe
wegung, von deren Urſachen die zunächſt Beteiligten nichts
wiſſen und für die niemand die Verantwortung übernehmen
will, die Berechtigung abſpricht und damit den Arbeits-
willigen die Rückkehr zu der ohne Ueberlegung, ohne eignen
Willen, nur auf die von einem Unbekannten ausgegebene
Loſung hin verlaſſenen Arbeitsſtätte ermöglichen. Solcher
Fürſorge ſollte der Arbeiter unter allen Umſtänden ge
wärtig ſein dürfen, wenn, wie in dem Streik der Hamburger
Werftarbeiter, über ſeinen Kopf hinweg von gewiſſenloſen
Hetzern, die ſich zu ihrer Tat nicht zu bekennen wagen, ein
Kampf entfeſſelt wird, der unbedenklich die wirtſchaftliche
Exiſtenz und Zukunft vieler Tauſende aufs Spiel ſetzt.“

Den Scharfmachern muß alles zum beſten dienen! Ob die
Organiſationsleitung den Streik vorbereitet, ob die Arbeiter
ihn ohne Zuſtimmung des Vorſtandes beginnen, ob die Hintze
brüder Skandal provozieren, ob die Streikenden ſich muſter-
haft ruhig verhalten: „die Macht des Geſetzes muß eingreifen!“
Der Streik müßte überhaupt geſetzlich „verboten“ werden.
Nur die Ausſperrung iſt erlaubt, oder vielleicht durch
die Macht des Geſetzes gar noch zu unterſtützen. Wie denn,
wenn einzelne Unternehmerverbände trotz Schiedsgerichtsſpruch
und Anerkennung deſſen durch die Unternehmerorganiſation
dennoch die Arbeiter ausſperren? Wo blieb da unſer Scharf-
macher mit dem Rufe nach der „ſtärkeren Macht“ des Geſetzes
Bei den jüngſten Tarifabſchlüſſen iſt das vielfach vorgekommen,
beſonders im Malergewerbe. Die Zentralvorſtände der Unter-
nehmer haben, dem Wunſche des Scharfmachers gemäß, die
Befolgung der Schiedsgerichtsſprüche „angeordnet“, ohne daß
dieſem militäriſchen Befehl eben Folge geleiſtet worden iſt.
Wenn erſt hinter jedem unbotmäßigen Unternehmer oder
Streikenden ein Poliziſt geſtellt werden kann, könnte dieſer
Scharfmacherwunſch auf leichtere Erfüllung rechnen.

Sonſt zeigen die komiſchen Attraktionen dieſes politiſchen
Jahrmarktskünſtlers ſo ziemlich das Gegenteil der Wirklich-
keit. Wenn jemals ein Streik aus der eignen Jnitiative der
Arbeiter geboren wurde, ſo dieſer Werftarbeiterſtreik. Die
Unzufriedenheit unter den Arbeitern wegen der ſaumſeligen
Haltung der Werftbeſitzer war eben ſo groß, daß ſie über die
Köpfe der Verbandsleitung hinweg zum Streik griffen. Nicht
„außenſtehende Hetzer“ haben den Streikgedanken hineinge-
tragen, ſondern er wurde geboren in der Maſſe der Ar-
beiter.

Scharfmachergeſchäfte ſind alſo bei dieſem Streik nicht zu
machen und der verehrliche Scharfmacherkuli wird ſich damit
abfinden müſſen, daß die Arbeiter ſich das Recht des Streiks
niemals nehmen laſſen werden!
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Der Werftarbeiterſtreik in Stettin
dürfte vom Montag ab ein allgemeiner werden. Werftarbeiter
Vertrauensmänner beſchloſſen einſtimmig, daß die Arbeits
niederlegung am Montag von 9 Uhr ab erfolgen ſoll.
Die Werftarbeiter beſchloſſen am Sonnabend nachmittag in vier
überfüllten Verſammlungen, entſprechend den Beſchlüſſen der
Vertrauensmännerſitzung, mit 5701 gegen 118 Stimmen den
Streik. Die Zentralvorſtände hatten Anweiſung gegeben, mit
einem ſolchen Beſchluß noch zu warten, bis ſie ſich über die
Unterſtützungsfrage ſchlüſſig gemacht haben und das Ergebnigz
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einer Werftarbeiterkonfereng vorllege, die für Senncag früh
nach Hamburg einberufen iſt. Da aber in dem Stekttiner Be
zirk friedliche Verhandlungen völlig erſchöpft ſind und reſuldat
los blieben, ſo ließen ſich die Maſſen nicht mehr halten. Von
den Mitgliedern der freien Gewerkſchaften hatten 4689 für und
34 gegen den Streik geſtimmt; die Gewerkvereinler ſtimmten
mit 1012 für und mit 84 gegen den Ausſtand. Die Verhand
lungen verliefen in muſterhafter Ruhe.

Der Tabakarbeiterverband im Jahre 1912.
Es gibt wenige m w die mit ſo ungeheuren Schwierig-keiten zu kämpfen haben wie der Tabakarbeiterverband. Da ſt

zunächſt die Produktionsweiſe, die es den Unternehmern
erlaubt, mit ihren Betrieben leicht den Ort zu wechſeln, ſo daß
die Tabakinduſtrie in ihren alten Produktionsgebieten rapide ab
nimmt und ſich mit Vorliebe in den entlegenſten Dörfern feſtſetzt.
Es haben Unternehmer bis zu 40 und 50 Filialbetrieben. Ferner
ſpielt die ſehr ſtarke Vermehrung der Frauenarbeit, die ausgedehnte
Heimarbeit und nicht zuletzt die furchtbar drückende Steuergeſetz-
gebung eine bedeutende Rolle. Während allgemein ſeit ein paar
Jahren eine günſtige Geſchäftskonjunktur herrſcht, liegt die Zigarren-
induſtrie völlig darnieder und Not und Entbehrung bei den Tabak
arbeitern ſind größer, als ſie es unter dem erſten Eindruck der
Wertſteuer, die bekanntlich 1909 geſchaffen wurde, waren. Man
kann ſich alſo einen Begriff davon machen was es heißt, unter
ſolchen Umſtänden gewertſchaftliche Erfolge zu erzielen.

Das Jahr 1912 iſt in der Ent vickelung des Tabakarbeiter-
verbandes nicht bedentungslos. Auf der im Mai in Hamburg
ſtattgefundenen Generalverſammlung wurde die Verſchmelzung
mit dem Sortiererverband vollzogen. Den letzten Anſtoß dazu
hat zweifellos die große weſtfäliſche Ausſperrung gegeben. Es
traten 2686 Mitglieder des Sortiererverbandes über. Trotzdem
iſt die Mitgliederzunahme im allgemeinen als ungünſtig zu be-
zeichnen, denn ſie betrug einſchließlich der Uebergetretenen nur
1762, ſo daß eigentlich eine Abnahme zu verzeichnen iſt. Bei der
großen Arbeitsloſigkeit und dem umfangreichen Ausſetzen iſt das
kein Wunder, mußten doch tauſende Tabakarbeiter mit einer Ver
dienſteinſchränkung, oft um die Hälfte ihres kärglichen Lohnes, ſich
behelfen. Der Verband zählte am 31. Dezember 1912 in 483
Zahlſtellen 37 211 Mitglieder; darunter 18053 weibliche. Die
Zahl der weiblichen Mitglieder iſt an ſich zwar recht ſtattlich
müßte aber, da etwa der Beſchäfttigten Frauen ſind, bedeutend
größer ſein.

Obgleich der Verband mit ſo außerordentlich ungünſtigen Be-
rufsverhältniſſen zu kämpfen hat, hat er iin Jahre 1912 doch noch
anſehnliche Erfolge auf dem Gebiete des Lohnkampfes errungen.
Zunächſt ſpielte noch der große Kampf des weſtfäliſchen, Bremer
und Hamburger Lohngebietes in das Geſchäftsjahr hinein. Nach
Beendigung dieſes Kampfes galt es nicht nur im Kampfgebiet,
ſondern überall vorwärtszudrängen. So hatte der Verband dann
auch nicht weniger als 245 Bewegungen zur Verbeſſerung der
Lohn- und Arbeitsbedingungen zu beſtehen, die ſich auf 1396 Be
triebe mit 33545 beteiligten Arbeitern (davon 16038 weibliche)
erſtreckten. Mit vollem Erfolge konnten davon 96 Bewegungen
in 682 Betrieben mit 12365 beteiligten Arbeitern beendet werden,
mit teilweiſem Erfolge 130 Bewegungen in 691 Betrieben mit
20531 Arbeitern einen Mißerfolg hatten 19 Bewegungen in
23 Betrieben mit 649 beteiligten Arbeitern. Von den 245 Be-
wegungen waren Angriffs Bewegungen ohne Streik 189, mit
Streik 29, Abwehrbewegungen ohne Streik 10, mit Streik 8,
während 9 Ausſperrungen zu verzeichnen waren. Es gelang dem
Verband, in 50 Fällen für 197 Betriebe mit 1722 Arbeitern neue
Tarifverträge abzuſchließen, ſo daß am Schluſſe des Berichtsjahres
270 Tarifverträge für 1054 Betriebe mit 6195 Arbeitern be-
ſtanden. Durch dieſe Kämpfe erhielten 21096 Arbeiter eine Er
höhung ihres Wochenlohnes im Geſamtbetrage von 15091 Mk.,
außerdem wurden für 821 Arbeiter die wöchentliche Arbeitszeit
um zuſammen 1604 Stunden verkürzt.

Die ungünſtige Lage in der Zigarreninduſtrie hat ſich im Jahre
1913 noch verſchlimmert; die Anforderungen an den Verband für
Arbeitsloſen Unterſtützung ſind weiter erheblich geſtiegen, ſo daß
das in Hamburg im Mai 1912 beſchloſſene Statut ſoll nicht der
Kampfcharakter des Perbandes leiden, nicht gehalten werden
kann. Demnächſt ſindet ein Verbandstag ſtatt, der über gründliche
Veränderungen entſcheiden ſoll. Für die Tabakarbeiter und ihre
Organiſation kommen erſt jetzt die unheilvollen Folgen der
Wertſteuer voll zum Ausdruck; ſich dagegen zu wehren, iſt
ſchon mit Rückſicht auf die ſowieſo troſtloſe Lage der Tabakarbeiter
dringend nötig.

Auch ein Streikprozeß.
Der Geheimpoliziſt A. in Krefeld hatte einen Arbeiter mit

ſeinem Spazierſtock in den Rücken geſtoßen, ihn am Kragen
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gieher zerriß ter beleidigte und bedrohte der Poligziſt noch
zwei friedlich in ihrem Vorgarten ſtehende über 60 Jahre alte
Leute. Anſtatt daß die Staatsanwaltſchaft gegen den Po.i-
ziſten einſchritt, ſchickte die Polizei dem angegriffenen Arbeite
ein Strafmandat über 6 Mark. Die Staatsanwaltſchaft aber
erhob Anklage wegen Beleidigung gegen den verantwortlichen
Redakteur der Niederrheiniſchen Volkstribüne in Krefeld, die
ſcharfe Kritik geübt hatte an dem Vorgehen des Beamten. Der
angegriffene Arbeiter erhob gegen den Strafbefehl Einſpruch;
er wurde freigeſprochen, und die Staatskaſſe mußte die Koſten
zahlen. Der angellagte Redakteur, Gen. Freudenthal, mußte
ſich am 14. Juli vor der Krefelder Strafkammer verant-
worten. Durch Zeugenausſagen wurde einwandfrei feſtgeſtellt,
daß die Schilderung der Niederrheiniſchen Volkstribüne mit
der Wahrheit übereinſtimmte. Das Gericht erkannte das im
Urteilsſpruch an und verurteilte das Verhalten des Poliziſten.
Der Staatsanwalt wollte in Rückſicht auf die Vorſtrafen
des Angeklagten ihn zu einem Monat Gefängnis verurteilen.
Demgegenüber ſprach das Gericht aus, daß die Vorſtrafen nicht
in Frage kommen könnten, zumal ſozialdemokratiſche Redak
teure an exponierter Stelle ſtünden. Wenn auch die ſcharfe
Fokm der Beleidigung durch die Erregung über das Verhalten
des Beamten erklärlich ſei, ſo ginge doch aus ihr die Abſicht der
Beleidigung hervor, da der Beamte als „Rohling“ und als
„Polizeimenſch“ bezeichnet worden ſei. Der Angeklagte ſei
deshalb, wenn ihm auch der Schutz des S 193 des Str.-G.-B. in
vollem Umfange zur Seite ſtehe, zu einer niedrigen Geldſtrafe
zu verurteilen, und zwar zu 10 Mark.

Schlechte Erfahrungen mit „Hintzebrüdern“
hat, wie ſchon mancher Unternehmer, ſo auch die Firma J. S.
Kern u. Söhne (Fabrik für landwirtſchaftliche Maſchinen) in
Schwiebus gemacht. Bei der genannten Firma ſtreikten, wie
wir bereits berichtet haben, die Metallarbeiter ſeit dem 2. Juli.
Die Firma, die nach den alten Vertragsbeſtimmungen ver-
pflichtet war, bei Ablauf des alten Vertrages auf neue Ver-
handlungen vor dem Einigungsamt einzugehen, lehnte jede
Verhandlung mit den in Betracht kommenden Organiſationen
ab. Die Firma hatte ſich eine Kolonne Hintzegardiſten enga-
giert, um mit ihnen den Betrieb aufrechtzuerhalten. Wie
üherall, ſo hatte ſich auch die Firma Kern u. Söhne ver-
pflichtet, dieſen Leuten neben hohem Lohn gute Verpflegung
zu geben. Neben freiem Logis, Frühſtück, Mittag und Abend-
eſſen durfte es an Schnaps, Bier, Zigarren und Zigaretten
nicht fehlen. Daß alle gelieferten Waren in erſter Qualität
geliefert werden müſſen, iſt der Firma Kern von den Streik-
brechern recht deutlich gemacht worden. An arbeiten hat dieſe
Geſellſchaft nicht gedacht und was an Arbeit geleiſtet worden
iſt, war nicht zu gebrauchen.

Die Firma hat ſich, nachdem ſie eine Woche Bekanntſchaft
mit dieſer Sorte Streikbrecher gemacht hatte, zu Verhand-
lungen mit den Organiſationen bereit erklärt. Bei den
Verhandlungen hat die Firma ſelbſt erklärt: „Wir wollen
mit dieſer Geſellſchaft nichts mehr zu tun
haben, uns ekelt es an, wenn wir ſie ſehen.
Es müſſen alſo ſchlimme Erfahrungen geweſen ſein, die die
Firma mit dieſen Leuten gemacht hat. Nach 216 wöchent-
licher Dauer iſt der Streik zugunſten der Streikenden beendet.
Die Streikbrecher haben Schwiebus verlaſſen müſſen. Die
Sperre über den Betrieb iſt aufgehoben.

Ein neuer Bergarbeiterverein?
Jn Beuthen O.-S. wurde am 13. Juli ein neuer Ver-

band der Bergarbeiter unter dem Namen „Reform-Verband“
gegründet. Ein Vorſtand beſtehend aus ſechs Perſonen iſt
gewählt, doch nicht öffentlich bekanntgegeben worden. Wer der
Gründer dieſes Verbandes iſt, konnte bis jetzt nicht feſtgeſtellt
werden. Jn einem Flugblatt dieſes Verbandes ſind die Vor-
ſtandsperſonen nicht angegeben. Es werden tüchtige Agita-
toren und Redner gegen hohe Proviſion geſucht, die ſich an
den unbekannten Vorſtand unter der Chiffre: Poſtſchließfach
Nr. 249 in Beuthen O.-S. zu melden haben. Es iſt nicht aus-
geſchloſſen, daß dahinter ein Schwindler ſteckt, der von den
oberſchleſiſchen Bergarbeitern Geld herausſchwindeln will.
Jedenfalls ſind hiermit die Bergleute gewarnt!
e e Sprechſtunde der Redaktion von 12 bis 1 Uhr.m

jt und mqhi verſindert, da
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Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 21. Juli 1913.

Schlotternde Angſt vor dem Landarbeiterfſtreik.
Er hat „nach“gedacht.

Die in letzter Zeit lebhaft erörterte Frage des Maſſenſtreiks
hat, wie wir bereits mitteilten, ſchon einen Srfolg gezeitigt
Die Halleſche Zeitung brachte in voriger Woche einen Artikel,
in dem die Aeußerungen verſchiedener Genoſſen zu der Maſſen
ſtreikfrage wiedergegeben wurden, und in dem es zum Schluſſo
hieß: „Das ſind Aeußerungen, die zu denken geben.“ Dieſer
Mühe, einmal „nach“zudenken, hat ſich jetzt anſcheinend ihr
Chefredakteur unterzogen, er hat die in ſeinem Hirn ſpukenden
Nebel geſammelt und daraus einen Leitartikel, Landarbeiter
und Streik betitelt, zuſammengeſtellt. Die von uns vor einiger
Zeit in einer Notiz unter Sangerhauſen konſtatierte Tatſache,
daß auch in unſerer Gegend bereits verſchiedene Zahlſtellen
des Landarbeiterverbandes vorhanden ſind, bringt ihn ganz
aus dem Häuschen. Das Wörtchen Zahlſtellen hat es ihm
angetan.

Was iſt denn das nun eigentlich für ein Ding, ſo eine Zahl-
ſtelle. Jſt das vielleicht eine Einrichtung nach Art der Ber
liner Spirituszentrale, wo der „Geiſt“ literweiſe gemeſſen
wird, oder iſt ſie nach Art der Landwirtſchaftlichen Bank ein-
gerichtet, von der man die nötigen Kredite bekommt auf ein
deutſches Gut, für das man einen polniſchen Käufer in Aus
ſicht hat? Nein, lieber Leſer, das iſt es alles nicht. Nach An
ſicht des Herrn „Cefs“ iſt das eine Einrichtung, wo den armen
ausgemergelten Landproleten die letzten Pfennige, die
ihnen die unerſättlichen Agrarier noch gelaſſen haben, aus
der Taſche geholt werden. Die verfluchten Roten verſtehen es
zu ausgezeichnet, ſich überall heranzudrängen. Sie gründen
Zahlſtellen und ſammeln Schätze, mit denen ſie den Kampf
gegen die heiligen Rechte der Schnaps-Kreth und Konſorten
aufnehmen. Schrecklich, ſchrecklich aber wahr. Dieſe böſen
Zahlſtellen ſucht der betriebſame Herr als etwas ähnliches er-
ſcheinen zu laſſen, wie etwa eine der patriotiſchen Sammel-
ſtellen, die für Kaiſerjubiläum, Fugſpende zuſammenholen,
was zu kriegen iſt. Das gewerkſchaftliche Zahlſtellen ſo eine
Art Verſicherung auf gegenſeitige Hilfe in Notfällen bedeuten,
braucht ein konſervativer Redakteur nicht zu wiſſen. Und das
bei ſolchen Zahlſtellen nicht nur Beitrag eingezahlt, ſondern
auch den Verbandsmitgliedern die Unterſtützungen oder ſon
ſtigen Beihilfen ausgezahlt werden, daß Zahlſtellen über-
haupt nur von den Mitgliedern ſelbſt verwaltete
Organiſationsgruppen, ebenſo wie Verwaltungs
ſtellen, Ortsverwaltungen, Bezirke oder Ortsvereine, ſind, das
alles braucht ein teutſcher Chefredakteur nicht zu wiſſen. Jn,
ſeiner Angſt vor dieſen ſchrecklichen Zahlſtellen des Land-
arbeiterverbandes iſt es dem Junkerfreunde aber ſo ſchwabbe-
lig zu Mute geworden, daß es ihm nicht mehr möglich iſt, dieſen
Verband und die ſozialdemokratiſche Partei auseinanderzu
halten. Jm Taumel ſucht er nach etwas Greifbarem und
klammert ſich endlich ganz unvermutet an den Summen feſt,
die die Berliner Sozialdemokratie bei der verfloſſenen Land
tagswahlagitation ausgegeben haben ſoll. Das ſoll nun das
Geld der Landarbeiterzahlſtelle ſein. Gleich darauf verſetzt
der Unwiſſende ſich aber ſelbſt eine klatſchende Ohrfeige, indem
er ſchreibt, daß die Beiträge aufgebracht werden müßten, damit
die Führer großartig leben, Vermögen erwerben und Häuſer
beſitzen könnten.
denn nun wirklich des Rätſels Löſung?
Summen für Agitation ausgegeben, und dann wieder ſollen
die Führer ſie in die Taſchen ſtecken.
doch das bißchen Reichsverbandsweisheit nicht durcheinander
werfen, dann glaubt ja keiner mehr etwas davon. Und dann
überhaupt die Naivität, Gewerkſchaftsgelder und politiſche
Wahlgelder durcheinander zu wirbeln, und noch dazu durch
einen Mann, der nicht nur Politiker ſein will, ſondern auch
Juriſt iſt, ja ſogar beinahe Staatsanwalt geworden wäre.
Unter dieſen Umſtänden muß er wiſſen, daß trotz aller ſtaats
anwaltſchaftlichen Anſtrengungen keinerlei Beweis da-
fſtr erbracht werden kann, daß die Verbandsbeiträge den Wahl-
fonds der Partei zugeführt werden. Wenn er es trotzdem

Der Eindringling. e
Roman von Blasco Jbanez.

Jns Deutſche übertragen von Julio Brouta.

Sanchez Morueta erklärte ſeinem Vetter, worin letztere be-
ſtanden. Die erſten Tage waren der Betrachtung über die
Todſünde, den Tod und die Hölle gewidmet. Darauf wurde,
mit Hilfe des Buches, über die ewige Glückſeligkeit und die
Barmherzigkeit Gottes nachgedacht.

Aber glaubſt du wirklich an alle dieſe Dinge von der H
und vom Himmel, ſo albern und lächerlich, die dieſes Buch ſie
darſtellt

Der feſte Blick Areſtis verwirrte den Millionär.
Nun ganz überzeugt bin ich allerdings nicht. Es

überkommen mich manchmal Zweifel, aber ich ſage nichts da-
von, um meinen Beichtvater nicht zu beläſtigen. Aber bei
allem empfinde ich ein gewiſſes Wohlbehagen. Das Abge-
ſchmackte unterhält, ergötzt mich, bringt mir die Ruhe der
Kinderjahre zurück. Oft glaube ich, daß ich gewiegt werde,
und daß Ammenmärchen mir um die Ohren ſäuſeln.

Der Arzt lächelte, und Sanchez Morueta beeilte ſich, hinzu-
zufügen:

Aber ich fühle mich glücklicher und ruhiger als ſonſt. Jn
dieſen Betrachtungen liegt etwas, das einen tiefen Eindruck
auf mich macht, und das weder du noch ſonſt jemand weg-
leugnen kann: Der Gedanke an den Tod. Wir werden alt,
Luis, und er nähert ſich uns, der Senſenmann, und weder
Bitten noch Reichtum vermögen ihn zu entfernen. Seitdem
ich nichts mehr begehre und mir nichts zu erobern übrig bleibt,
denke ich oft an den Tod

Und der Schrecken vor dem Unbekannten, vor dem unver-
meidlichen Verſchwinden, dem ewigen Nichts ſpiegelte ſich in
dem verzweifelten Geſichtsausdruck des Millionärs wieder.

Areſti erinnerte ſich der Seite, auf welcher in dem Buche
des Heiligen Jgnatius vom Tode geſprochen, wird, mit bru-
talem Realismus. Dieſe Seite machte gewöhnlich die Männer
erzittern und die Weiber vor Schrecken weinen. „Sehet, was
in jenem Leib vorgeht, früher ſchön und angebetet, jetzt tot!

Jetzt iſt er verfallen, begraben Jetzt nähern ſich ihm
die Schweißfliegen, die Miſtkäfer, das Gewürm und die Kröten
und ſchwelgen im Geſtank, der von ihm ausgeht, und in der
Fäulnis und der Zerſetzung, die beginnt; es nähern ſich auch
die Mäuſe und zernagen die Kleider und das Leichentuch; ſie
verſchlingen ſich im Haar, dringen hinein in den Mund und

eſſen die Zunge an, kommen wieder heraus und ſchlüpfen
überall zwiſchen Haut und Kleidung hindurch. Jndeſſen nimmt
die Verweſung zu; man ſieht eine Unzahl von Würmern
wimmeln, die das Fleiſch des Bauches, des Geſichts und des
anzen Körpers nagen; bald iſt alles aufgefreſſen, und dieWuürmer ſterben infolge Nahrungsmangels ſelbſt ab, indem ſie

einen Haufen ſchwärzlicher und vom eiſch entblößter Kno-
aſſen, die mit der Zeit auch zerbröckeln und zu

werden.
ladungen nach
deren Ankunft

Lies dies, lies dies! ſagte der Millionär, indem er gerade
bei dieſer Seite das Buch öffnete, die er gezeichnet hatte, als
liege ſie ihm beſonders ſchwer auf dem Herzen.

er Tod! murmelte er darauf. Ja, man ſpricht oft
von ihm, aber ohne recht an ihn zu denken, ohne dabei zu
verweilen Wie furchtbar! Man ringt ſein ganzes Leben
lang, um ſich ſo gut wie möglich zu nähren, um den Fraß
der Würmer vorzubereiten.

Darauf ſagte er zum Doktor mit gedämpfter Stimme:
Es muß etwas nach dem Tode geben. Fch weiß nicht, ob

es das iſt, was ſie hier ſagen, oder was ſie ſonſt wo ſagen.
Was verliere ich dadurch, daß ich blindlings glaube? Von
vornherein gewinne ich den Frieden in meinem Hauſe, und
wenn es ein Jenſeits gibt, iſt es doch gut, ſich auf alle Fälle
zu verſehen.Areſti lächelte mitleidig bei dieſen Aeußerungen eines kauf
männiſchen Geiſtes, der die Ausſichten eines künftigen Lebens
mit demſelben Egoismus abwog, wie die eines Geldgeſchäfts.

Jetzt war es, wo er ihm Lebewohl auf immerdar ſagte.
Sein Vetter war feſtgeklemmt, unwiederbringlich, durch den
Egoismus und die Furcht vor dem Tode, die zwei ſchwachen
Seiten der Glücklichen dieſer Welt.

Du ſollteſt hier bleiben, Luis, oder hie und da kommen.
Die Patres ſind durchaus ſympathiſche Leute. Was hätteſt
du dabei zu verlieren? Selbſt wenn du nicht an alles glaub-
teſt, könnteſt du es verſchweigen und glücklich ſein. Was haſt
du von dem vielen Studieren? Biſt du am Ende ſicher,
alles das, woran du glaubſt, wahr iſt? Und wenn du na
dem Tode plötzlich einſehen müßteſt, daß du auf dem Holz-
wege warſt?

Der Doktor drückte ihm kalt die Hand, überzeugt dabvon,
daß ſie ſich für immer trennten, daß ſie von nun an ſich
befremdet anblicken würden, als ſeien ſie andere geworden.

Und Areſti ſchritt hinaus aus dem Garten, ihm voran der
Laienbruder, der jetzt ſtumm geworden war und Eile zu haben
ſchien, ihn aus dem Kloſter hinauszuſchaffen, als habe er von
weitem einen Teil der Unterredung aufgefangen.

Ehe er hinaustrat, wandte der Doktor ſich noch einmal um,
um ſeinen Vetter zu ſehen, der ihm mit den Blicken folgte
und zu ſagen ſchien:

Denke an den Tod, Luis, an den Tod!
X.

Um zehn Uhr vormittags kam Doktor Areſti in Bilbao an,
an einem Sonntag des Monats September.

Der Zug von Portugalete war angefüllt mit Arbeitern aus
den Bergwerken und den Fabriken längs des Fluſſes. Alle
wollten zum Stierzirkus. ort ſollte eine große Proteſtver-
ſammlung gegen die Arbeitgeber ſtattfinden, weil dieſe die
Forderungen der Arbeiter nicht bewilligen wollten, die dieſe
bereits vor zwei Monaten unter Androhung des General-
ſtreiks aufgeſtellt hatten. Die Verſammlung ſollte das Ulti-
matum der Arbeiter bedeuten.

noch größere MenſchenDie erſten Mor s hatten
Bilbao racht, und die Stadtbewohner hatten

Nicht alle Herbeiſtrömenden wollten zum Meeting. Es
ſtiegen viele Bauersleute ab, mit dicken Knütteln bewaffnet,
die von ihrem Pfarrer begleitet waren. Dieſe ländlichen
Gruppen kamen, um an der auf den Nachmittag anberaumten
großen Prozeſſion nach BVegonna teilzunehmen.

Das Arbeitermeeting und das von den Jeſuiten und den
Bizkaitarras veranſtaltete Feſt fielen zufälligerweiſe auf ein
und denſelben Tag zuſammen. Die Gemüter waren erhitzt,
und über die ganze Stadt wehte ein Zug von Streitſucht und
Kampfluſt.

Unterwegs hatte Areſti die Erregiheit der Geiſter wahr
genommen. Jm Eiſenbahnwagen, in welchem er reiſte, ſaßen
Arbeiter und Begonna-Pilger. Die einen und die andern
warfen ſich feindliche Blicke zu, und die Landleute betaſteten
bei den Spöttereien des Fabrikvolks mit verhaltener Wut
ihre Knütiel. Sie ſchlugen nicht drein, weil ſie hier in der
Minderheit waren. Ha, wenn's auf der Durangobahn ge-
weſen wäre, auf der die Glaubensherden in unabſehbaren
Scharen zur Prozeſſion herangezogen kamen!

Als Doktor Areſti in Bilbao abſtieg, hörte er, daß jemand
ihn bei ſeinem Namen nannte.

Es war der Kapitän Jriondo, der ſein altes, ſchon ziemlich
hart mitgenommenes Jagdkoſtüm trug. Die Jagdbüchſe hing
ihm auf der Schulter, und er führte ſeinen Hund an der Leine.

Du ſuchſt den Krawall auf, hm? ſagte er zum Doktor. Du
kommſt, weil dir ſolche Dinge Spaß machen. Jch dagegen
mache mich fort, weil ich ſie nicht mit anſehen mag.

Er zog hinaus, um Vögel zu ſchießen, irgendwohin; ihm
war es nur darum zu tun, aus Bilbao zu entkommen, um
nicht Zeuge zu ſein von dem, was da kommen ſollte.

Die Luſt riecht nach Pulver, alter Junge; es wird Hiebe
hageln. Die Sozialiſten, die Republikaner, alle die mit den
beſtehenden Zuſtänden unzufrieden ſind, verſammeln ſich unter
Vivatrufen und Fahneſchwenken auf der Plaza de Toros. Die
anderen geben ſich für den Nachmittag Stelldichein in den
Kirchen und zeigen ſich ihre Revolver in den Winkeln der
Saklriſteien. Pater Pauli predigt ſchon ſeit geraumer Zeit,
daß der Augenblick gekommen ſei, ſein Blut a den Glauben
zu verſpritzen. Der flegelhafte Urquiola fordert ununter-
brochen die aus Deuſto hervorgegangene Jugend auf, im
Namen Gottes zu töten. Unſere arme Stadt gleicht einem
Ei zwiſchen zwei Steinen, und ich fliehe aus ihr, Luis, und
wundere mich, wie du Gefallen daran finden kannſt, ſolche
Dinge zu ſehen.

Areſti hörte ihm mit Jntereſſe zu. Er war gekommen, an
gezogen durch die i eines Zuſammenſtoßes. Er
wollte ſehen, wie die Arbeiter des Minengebiets und die Hand-
werkler der Stadt zum erſtenmal es wagten, es mit dem Jeſui-
tismus aufzunehmen. Er freute ſich, daß Bilbao ſich endlich
gegen den Feind aufraffte, der heimtückiſch ſich in ſeinen
Schoß eingeſchlichen, nachdem er zweimal in offener Fehde,
als er noch ſein Haupt mit der weißen Boina Abzeichen der
Karliſtentruppen) bedeckte, geſchlagen worden war.

wue eer V r adere e e

Aber verehrter Herr Chefredakteur, was iſt
Erſt werden die

Gar zu arg darf man



vehauptet, ſo iſt das nur wieder die alte konſervative Ver
leumdungsmethode. Wir möchten dem Herrn übrigens raten,
ſtatt die ſozialdemokratiſchen Wahlkoſten nachzurechnen, ein
mal feſtzuſtellen, wieviel es denn eigentlich gekoſtet hat, den
Junker Kröcher und ſeinen Freund Oertzen durch
raſſeln zu laſſen, daß die Koſten dafür tatſächlich aus den
Knochen der Landarbeiter herausgequetſcht ſind, bedarf wohl
keines Beweiſes. Die Junker brauchen für dieſe Geldauf-
'bringung noch nicht einmal Zahlſtellen. Sie zahlen den Land-
proletariern einfach ſo niedrige Hundelöhne, daß ihnen ſelbſt
die Reichtümer nur ſo zufließen. Und wenn der widerſpruchs-
volle juriſtiſche Leitartikler ſchreibt, es ſei einfach unerhört,
daß die armen Landarbeiter von ihren geringen Löhnen
noch Beiträge bezahlen müßten, ſo gibt er damit ſelbſt zu,
s die Landarbeiter unter den allertraurigſten Verhältniſſen
eben.

Um eben dieſe trauige Lage zu heben, nur darum
organiſieren ſie ſich, gründen ſie Zahlſtellen. Die Landarbeiter
erkennen allmählich, daß die nimmerſatten Agrarier, ſolange
ſie eine unorganiſierte Maſſe vor ſich haben, mit „ihren Ar
beitern“ ſpielen wie die Katze mit der Maus! Je mehr ſich
dieſe Erkenntnis Vahn bricht, um ſo größer wird die Anzahl
der „ſchrecklichen“ Zahlſtellen werden. Daß es dann einmal
nach genügender Organiſationsarbeit zu Agrarſtreiks kommen
muß und kommen wird, iſt ſelbſtverſtändlich, und dar um die
ſchlotternde Angſt. Wenn in dem Artikel trotzdem ſo
getan wird, als wenn im Falle eines Streiks die Landarbeiter
für dauernd entlaſſen würden, ſo iſt das einfach lächerlich. Die
Herren Agrarier werden heilfroh ſein, wenn die Arbeiter
wieder zur Arbeit zurückkehren, denn es iſt doch wohl nicht an-
zunehmen, daß z. B. der Herr Chefredakteur, ſein Kollege
Knutenörtel und andere Freunde der notleidenden Landwirte
die Senſe ſelbſt in die Hand nehmen würden. Von dieſer Seite
wären alſo „Streikbrecher“ nicht zu erwarten. Das weiß der
Leitartikler und deshalb droht er mit dem Erſatz durch die
Ausländer. Aber auch das iſt nur eine in ſeiner Angſt ſeinen
Leſern vorgemachte optiſche Täuſchung; ſieht es doch in Wirk-
lichkeit ſo aus, daß ſich gerade die ausländiſchen Arbeiter in
den preußiſchen Junkergefilden ſchon viel öfter, wie die ein-
heimiſchen Landarbeiter, empört haben, indem ſie wilde Streiks
inſzenierten und ſogar Jnſpektor und Gutsherrn
durchprügelten.

Die Junkergeſellſchaft käme da alſo nur vom Regen in die
Traufe und ſie wird es trotz Straſſer-Neidegg, Knutelörtel und
anderer Zeitungsſchreiber über ſich ergehen laſſen müſſen, daß
bei genügend kräftigen Zahlſtellen plötzlich und gerade in
der gefürchteten Zeit der Ernte hier und dort

Streiks agusbrechen werden. Und wenn der nebenher auch noch
ſo fromme Chefredakteur ſelbſt Gott anruft, damit er Deutſch-

land vor dem Agrarſtreik bewahre, ſo wird auch der ihm nicht
helfen können. Trotz Reichsverbandsbrocken, Verdrehung und

Frömmigkeit werden die Agrarier durch Landarbeiterſtreiks
ihre wohlverdienten Keile kriegem.

Einen Einblick in die Tätigkeit der Agenten kapitaliſtiſcher
Verſicherungsgeſellſchaften

gewährt uns ein Artikel in der Nummer 11 der Bundeszeitung,
Organ des Bundes der Verſicherungsvertreter Deutſchlands.
Jn dieſem, im Hinblick auf die für die Volksfürſorge jetzt be-
ginnenden Arbeiten ſehr intereſſanten Artikel heißt es:

Klagen über die Geringſchätzung, mit der der Stand des
Verſicherungsagenten von einem großen Teile des Publikums
behandelt wird, werden nicht aufhören, ſolange die Direktoren
bezw. deren Organiſationschefs ſich nicht angewöhnen können,
etwas weniger Heißhunger auf große Abſchluß-
zahlen zu zeigen. Die Abneigung gegen uns (die Ver-
ſicherungsagenten), die in kleineren Kreiſen ſogar in Angſt
'ausartet, iſt ſehr oft berechtigtl!

Nach dem Artikelſchreiber iſt dieſe aus dem kapitaliſtiſchen
Weſen der Verſicherungsgeſellſchaften ſich ergebende Erſchei-
nung darauf zurückzuführen, daß es ſich hierbei durchweg um
Neulinge handelt, die noch einen „ganz falſchen Begriff von
dem Beruf und der Ehre ihres Standes“ haben. Recht inter-
eſſant iſt, wie der Artikelſchreiber die Art der Anſtellung der

Verſicherungsagenten ſchildert. Er ſchreibt:
Unendlich groß iſt das Heer dieſer Ueberläufer (womit die

Neulinge gemeint ſind), die faſt ſtets in ihrem Zivilberufe ver
ſagt oder umgeworfen haben und dann „für die Verſicherungs-
branche gerettet werden“, indem ſie ihre Bewerbung auf
irgendeine verlockende Anzeige einreichen. Da wird zufällig
von der Direktion oder, was beſſer klingt, Generaldirektion
einer großen Verſicherungsgeſellſchaft, die faſt alle Branchen

bearbeitet, ein Herr aus beſten Kreiſen mit großem Bekannten
kreiſe für den Poſten eines Generalagenten geſucht. Dieſer
Poſten bringt ein hohes, feſtes Einkommen mit ſich, gewährt
volle Selbſtändigkeit uſw. und iſt ſehr entwicklungsfähig. „Be
ſonders geeignet für Nichtfachleute, deren Einarbeitung durch
Direktionsorgane erfolgt uſw. Man kann ſich nicht
wundern, wenn ſich die in ihrem Beruf Entgleiſten
um dieſen verlockenden Poſten bewerben und ihn auch meiſtens
bekommen, d. h. es werden anſtatt des einen geſuchten General
'agenten ſoviel angeſtellt, als ſich beworben haben, ſechs oder
acht auf einmal Von hier aus (vom Bureau aus) be-
treiben ſie ihr Geſchäft auf jede mögliche Art und Weiſe
Geſchäft auf jeden Fall, iſt die Parole vom
Direktor bis zum Akquiſiteur herab und danach wird ge-
handelt. Der eine „Generalagent“ ſtellt ſich wieder die durch
neue verlockende Annoncen gewonnenen „Subgeneralagenten“
an und läßt dieſe wirtſchaften, wie es ihnen ihr Verſtand ge-
rade eingibt. Und ſo weiter mit Grazie.

Wahrhaftig, trefflicher könnten auch wir das Syſtem der
kapitaliſtiſchen Verſicherungsakquiſition nicht ſchildern. Zwar
will der Artikelſchreiber mit ſeinen Ausführungen nur die
Eindringlinge, die Berufsfremden treffen, die keine „Standes-
ehre“ beſitzen und den Beruf der Verſicherungsvertreter kom-
promittieren, an den mitgeteilten Tatſachen ändert dies aber
nichts. Es würde dem Artikelſchreiber übrigens ſehr ſchwer
fallen, eine genaue Grenzlinie zwiſchen den von ſeinem Stand-
punkt aus als einwandfrei geltenden Verſicherungsvertretern
und ſolchen, die er als paraſitiſche Fremdkörper kennzeichnet,
zu ziehen. Die von der „Bundeszeitung“ der Verſicherungs-
vertreter durch die Veröffentlichung des beſprochenen Artikels
zugeſtandenen Mißſtände in der Verſicherungsakquiſition kön-
nen nur behoben werden durch eine Reform des Privatver-
ſicherungsweſens an Haupt und Gliedern. Unſere Volks-
fürſorge iſt der Anfang davon.

Ferienausflüge.
Am Dienstag den 22. d. M., findet ein Tagesausflug nach

Rattmannsdorf ſtatt. Treffpunkt für den Norden: früh 249 Uhr
Volkspark, Treffpunkt für den Süden: 9 Uhr Ranniſcher Platz.
Es wird gebeten, zu dieſem Ausflug Kinder im Alter unter
neun Jahren nicht zu ſchicken, ſofern nicht die Eltern ſelbſt
mitgehen wollen. Proviant für'n ganzen Tag iſt mitzubringen.

Weiter findet am Donnerstag nachmittag ein gemeinſamer
Ausflug für Kinder aller

aus

ken

t 228 Uhr Volkspark und am Ramiſchen Platz um
r

Es ſei hier nochmals bemerkt, daß für genügend Aufſicht und
Leitung durch Erwachſene geſorgt iſt, unſere Frauen ihre Lieb
linge alſo unbeſorgt ſchicken können, auch wenn ſie ſelbſt durch
harte Fron verhindert ſind, an den fröhlichen Spaziergängen
teilzunehmen.

Konzert im Volkspark. Das Dienstagskongert fällt dieſe
Woche rn des am nächſten Freitag ſtattfindenden
Künſtlerkonzerts aus. Nach dem uns vorliegenden Programm
iſt ein wirklich künſtleriſcher grnugrernet end zu erwarten.
Wie wir bereits mitteilten, ſind alle Mitwirkenden erſtklaſſige
Vertreter ihres Faches, ſo daß die Darbietungen ſelbſt auf
den verwöhnteſten Kenner wirken werden. Es ſeien hier nur
einige Lieder und Muſikſtücke des Programms erwähnt: Gruß
des Pagen aus der Oper Die Hugenotten von Meyerbeer, Jn
die Ferne von Kalliwoda, Der Spielmann v. E. Hildach, Lied
der Lgla aus der Oper Cavallerig Ruſticang von Mascagni,
Heiderbslein von Schubert, Sandmännchen von Brahms und
anderes mehr, ausgeführt von Fräulein Liſa Fournell
(Sopan), Opernſängerin des Leipziger Stadttheaters.
Liebeslied von Sukf, Scherzo aus der F-Moll-Sonate von
Brahms, Walzer Cis-Moll von Chopin, Nocturne Des-dur von
Chopim ausgeführt von Herrn Jaroslav Koapil
(Klavier), Kammervirtuoſe aus Leipzig. Sinfonie Espag-
nole, 1. Satz, von Lalo, Moment muſical von Schubert, Alt-
Wiener Walzer Liebesleid von Kreiſler, ausgeführt von Herrn
Hugo Zölyomi CVioline), ehemaliger Konzertmeiſter des
Sinfoniſchen Orcheſters zu Budapeſt.

Aus dieſer Zuſammenſtellung geht wohl zur Genüge hervor,
daß man ſich den Beſuch des Abends nicht entgehen laſſen darf.
Programme hierzu ſind in den Filialen des Allgem. Konſum-
vereins, im Arbeiterſekretariat, im Parteiſekretariat, in den
Zigarrengeſchäften von Karl Beyer, Reilſtraße, g. Spengler,
Geiſtſtraße 5, A. Albrecht, Lindenſtraße 53, P. Leuſchner,
Mittelwache 10-11, in der Volksbuchhandlung und im Volks-park zu 30 Pfg. im Vorverkauf und an der Kaſſe für 40 Pfg.

(inkl. Villettſteuer) zu haben.
„Unſer Arbeiter-Sängerchor hat ſeine am Freitag

fällige Geſangſtunde zugunſten des Konzerts auf Donnerstag
verlegt, und durch ſeine Kaſſierer den Programmvertrieb in
bereitwilligſter Weiſe übernommen.

Trübung des Leitungswaſſers. Die ſtädtiſche Waſſerwerks-
verwaltung teilt mit: Jnfolge einer Betriebsſtörung auf dem
Pumpwerk in Beeſen iſt eine vorübergehende Trübung des Waſſers
nicht ausgeſchloſſen die Waſſerförderung wird möglichſt unver-
mindert fortgeſetzt.

Die Haftpflicht des Wirtes. Der Wirt, der ſein Lokal den
Gäſten zur Verfügung ſtellt, hat für geeignete Beleuchtung
der nötigen Gänge während der Nachtzeit zu ſorgen. Dieſe
Beleuchtung muß nötigenfalls auch über die Polizeiſtunde hin-
aus fortgeſetzt werden. Hierzu intereſſiert folgender Rechts-
ſtreit: Der Kläger befand ſich in der Gaſtwirtſchaft des Be
klagten B., wo er ſich mit vier anderen Leuten noch über die
Polizeiſtunde hinaus aufhielt. Da er mit den Verhältniſſen
gut vertraut war, wollte er, ohne den Wirt zum Anbrennen
der elektriſchen Lampe zu veranlaſſen, das Piſſoir aufſuchen.
Auf der vollſtändig finſteren Treppe kam er beim Betreten
eines harten Gegenſtandes, anſcheinend eines Knochens, zu
Fall ünd verletzte ſich. Er hat deshalb gegen den Gaſtwirt
Schadenserſatzanſprüche wegen der erlittenen Unfallfolgen er-
hoben. Das Landgericht Dortmund ſtellte ein Mitverſchulden
des Klägers feſt, und wies zu zwei Dritteln ihn mit ſeiner
Klage ab. Das Oberlandesgericht Hamm erkannte zunächſt
auf einen Eid des Klägers. Bekräftigt der Kläger durch Eid
ſeine Behauptung, daß die Lampe nicht gebrannt hat, ſo billigt
ihm das Oberlandesgericht zu einem Drittel GErſatz
des Schadens zu. Zu zwei Dritteln aber weiſt das Ober-
landesgericht den Kläger mit ſeinen Anſprüchen ab, weil er als
Ortskundiger die Verhältniſſe der Wirtſchaft gekannt hat und
ſelbſt in der Lage war, das elektriſche Licht einzuſchalten, ehe
er die finſtere Treppe betrat. Jhn trifft mithin das über-
wiegende Verſchulden, wenn er ohne alle Vorſichtsmaßregeln
im Finſtern weiterging. Das Reichsgericht hat dieſes Urteilgebilligt und die Reviſion des Beklagten als unbegründet zu-
rückgewieſen.

Auf der Halleſchen Radrennbahn wurde geſtern bei trübem
Wetter der ſogenannte große Preis von Halle neben einigen
anderen Rennen ausgefahren. Die Veranſtaltung nahm infolge
eines töt lichen Unglücksfalls keinen guten Verlauf. Beim
zweiten Renneu kam bei einem Ueberholungsverſuch der Schritt-
macher Bartels mit ſeiner Maſchine derartig zu Falle, daß er
ohnmächtig liegen blieb und von der Sanitätswache nach dem
Bergmanntroſt gebracht werden mußte, wo er aber gegen 6 Uhr
verſchieden iſt. Er hatte einen doppelten Schädelbruch erlitten.
Jm Fliegerrennen ſiegte der Weltmeiſter Arend überlegen gegen
ſeine Konkurrenten. Jm großen Preis ſiegte der Belgier Jwan
Goor gegen den Berliner Pryzembel und den Erfurter Altwein.
Jm Dauerfahren der Klaſſe B waren auch ſehr gute Kräfte ver
treten, namentlich der Chemnitzer Junghans zeigte eine tüchtige
Leiſtung. Zum Schluß wurde das humoriſtiſche Schieber- Rennen
zwiſchen fünf Eilboten in Schiebkarren ausgefahren. Der Beſuch
der Veranſtaltung war gut.

Unfälle. Jn einer Schankwirtſchaft in der Glauchaer
Straße ſtürzte Sonnabend vormittag ein Arbeiter die zur Be
dürfnisanſtalt führende Treppe hinab. Jn bewußtloſem Zu-
ſtande wurde er dem Eliſabethkrankenhauſe zugeführt. Vor
einem Bierwagen ſcheute in der Birkenallee der Peißnitz ein
Reitpferd. Es warf ſeinen Reiter ab, der ſich beim Fall am
linken Arm erheblich verletzte. Das Pferd wurde von einem
Blumenhändler aufgehalten. Geſtern morgen ſtürzte in der
Merſeburger Straße bei dem Verſuch, mit einem Fahrrade
zwiſchen einem Stadtbahnwagen und einem Laſtgeſchirr hin
durchzufahren, ein Schloſſer. Da er über innere Schmerzen
klagte, wurde er der kgl. Klinik zugeführt. Ein Kandidat
wurde geſtern vormittag in der Gr. Steinſtraße von einem
Stadtbahnwagen angefahren und vom Fahrrade geſchleudert.
Er kam vor die Schutzvorrichtung des Motorwagens zu liegen,

at aber Schaden anſcheinend nicht erlitten. Vor dem Hauſe
dühlweg 1 ſtießen geſtern nachmittag ein Straßenbahnwagen

und einer Kraftdroſchke. Der Kraftwagenführer und einige
Jnſaſſen ſeines Wagens erlitten leichte Verletzungen.

Leichenfund. Am Sonnabend, vormittags 7 Uhr, wurde
eine unbekannte männliche Leiche in der Nähe der Kröllwitzer
Papierfabrik an der Talſtraße aus der Saale gezogen. ie
Leiche iſt ſchon zum Teil in Verweſung übergegangen und wie
folgt bekleidet: dunkler Jackettanzug, dunkler weicher Filzhut,
graue Strümpfe, graues Normalhemd, weißes Vorhemd ohne
Kragen, graue Hoſenträger, ſchwarze Strümpfe. Beſchrei-
bung der Leiche: 55--65 Jahre alt, Statur kräftig, etwa 1,80
Meter groß, meliertes Haar, vorn Glatze, ſtarker weißer
Schnurrbart. Zähne lückenhaft. Bei der Leiche befand ſich ein
dunkelbraunes Lederportemonnaie mit Ueberklappe, enthaltend
4 Pf. ferner ein Taſchenmeſſer mit ſchwarzer Hornſchale undeine Schnapsflaſche. Dieſe Sachen liegen zur Anſicht bei der
hieſigen Kriminalpolizei, Dreyhauptſtraße 6, Zimmer 20, aus.
Wer Auskunft über die Perſönlichkeit des Toten geben kann,
wolle ſich dort melden.

Verſuchter Handtäſchchenraub. Heute vormittag verſuchte
in der Goetheſtraße ein Maurerlehrling einer Dame die Hand-
taſche mit Jnhalt zu entreißen. Auf deren Hilferufe ergriff
er die Flucht, konnte aber in der Geiſtſtraße von einem Polizei-
beamten feſtgenommen werden.

Kleinkugel. Ertränkt hat ſich am Sonntag nachmittag im
ſogenannten Geblitzkibach der etwa 60 Jahre alte Jnvalide Reuter

Naundorf. Die Leiche wurde bald geborgen. Eine unheil-
Krankheit ie zu dem traurigen Schritt geweſen ſein
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Aus der Provinz.
Zur Rechtloſigkeit der Landarbeiter.

Die Reichsverſicherungsordnungdehnt die reichsgeſetzliche Kranken
verficherung für die Zeit vom 1. Januar 1914 ab auf die Land-
arbeiter aus, gewährt ihnen aber trotz hoher Beiträge noch weniger
als den gewerblichen Arbeitern und entzieht ihnen die Verwal
tung der Kaſſen, Der ſchwarzblaue Block weigerte ſich ganz entſchieden, den Landarbeitern das Selbſtverwaltungsrecht in den
Krankenkaſſen zu geben. Es wurde vielmehr geſetzlich feſtgelegt,
daß die Verwaltungen nicht von Verſicherten, ſondern von den
Behörden zu wählen ſind. Zwar wurde in das Geſetz einge
fügt, daß durch Landesgeſetz angeordnet werden kann, daß in
dem betreffenden Gebiete des Bundesſtaates auch bei den Land-
krankenkaſſen Vorſtand und Ausſchuß wie bei den Ortskrankenkaſſen
gewählt wird, jedoch in Preußen denkt man nicht daran, ein
ſolches Landesgeſetz zu erlaſſen.

Gegenwärtig finden auf dem Lande die Wahlen der Vorſtands-
und Ausſchußmitglieder für die Landkrankenkaſſen ſtatt. Sie
werden von den Kreistagen vollzogen, in denen die
Großgrundbeſitzer tonangebend ſind. Jn den Vorſtand ſollen
außer den Erſatzmännern zwei Vertreter der Arbeitgeber und vier
der Verſicherten gewählt werden. Die Herren Agrarier wählen
als Vertreter der Verſicherten Jnſpektoren, Rendanten, Ober-
gärtner nur keine Landarbeiter. Dabei ſind dieſe das Gros
der Verſicherten. Erſt werden ſie im Reichstage entrechtet; das
Wahlrecht erhalten die Kreistage und dieſe wiederum denken nicht
daran, Landarbeiter in die Vorſtände zu wählen. Ueber das
Geſchick der Verſicherten werden faſt überall Jnſpektoren und
Rendanten zu entſcheiden haben. Das iſt eine ſchwere Mißachtung
der Landarbeiter, von der dieſe nicht eindringlichſt genug in
Kenntnis geſetzt werden können. Jn den Vorſtand der Kranken-
kaſſe, wo es ſich darum handelt, wichtige materielle Jntereſſen
der Verſicherten wahrzunehmen, läßt man die Landarbeiter nicht
hinein, dagegen weiſt man ihnen gnädigſt ein Plätzchen in den
Verwaltungen der evangeliſchen Arbeitervereine und Krieger-
vereine an, um ſie auf dieſe Weiſe von der modernen Arbeiter-
bewegung fernzuhalten.

Merſeburg. en wü Brüder. Der Korreſpondent,
welcher ſich des öftern mit Stolz „fortſchrittlich' nennt, hat in den
letzten Tagen in allen Tonarten die Verhimmelung des „deut-ſchen“ Turnfeſtes vorgenommen, und zwar durch leißige Scheren

arbeit in den konſervativ-antiſemitiſch-reaktionären Leipziger Liman-
Nachrichten. Auch durch Uebernahme eines: Das Berliner
Tageblatt und das Leipziger Turnfeſt überſchriebenen Artikels
wird das hieſige Feiſinnsblättchen zum getreuen Schildknappen der
Leipziger Schmöcke. Das Berliner Tageblatt (was ab und zu
einmal geſchieht) hat die ſchmarotzerhafte Herausſtreichung des
Turnfeſtes nicht mitgemacht, ſondern in einer fortſchrittlichen An
wandlung das geſagt, was Tatſache iſt. Sofort werfen die L. N. N.
dem B. T. vor, es befinde ſich in edler Gemeinſchaft mit den
ſozialdemokratiſchen Blättern; man bezeichnet die tatſächliche Be
richterſtattung als Rüpelei und in flegelhafter Weiſe geſchehen c.
Nun kommt die Freiſinnsgröße aus der Oelgrube und druckt
dieſes Geſchwafel ab und meint, die Redaktionen haben ihre
Plätze gewechſelt. Weit von ſich weiſt mit einem Male die Korre-
ſpondent- Redaktion das Berliner Tageblatt. Es gehöre nicht der
fortſchrittlichen Parteirichtung an. Die Darſtellung des B. T.
ſeien Gloſſen niedrigſter Art. Wörtlich ſchreibt das hieſige
Blättchen: „Es wirkt doppelt empörend, wenn man als freiſinniger
Mann und Preſſevertreter an dem ſo erhebend verlaufeuen Leip
ziger Turnfeſte teilnehmen konnte, dieſen traurigen Schmutzbericht
lieſt“ u. ſ. w. Der Berichterſtatter könne nicht normal ſein,
ſeine Schreibweiſe ſei der Berliner Kaſchemmenton. Uns iſt
es ja nichts neues, daß der Korreſpondent nur ein Ableger der

L. N. N. iſt, aber ſo vollkommen, wie hier die Hohlheit und Be
deutungsloſigkeit des Freiſinns bloßgeſtellt wird, iſt es nur in
dieſer Redaktion möglich, die einer ſtarkkonſervativen Leitung alle
Ehre machte. Daß das B. T. nicht zuviel geſchrieben haben
dürfte, erſieht man ja aus dem Artikel, den der Reichsbote über
die Sittlichkeit der deutſchen Turner brachte. Solche unange-
nehmen Dinge, die verſteht man in der hieſigen „objektiven“
Redaktion totzuſchweigen. Wenn die Korreſpondent-Schriftleitnng
mit Pathos erklärt, ein gemeinſames Zuſammenarbeiten zur Er
reichung fortſchrittlicher Ziele mit dem B. T. ablehnen zu müſſen,
ſo wundert uns das nicht. Hoffen wir, daß die Redaktion auch
das Klagelied des chriſtlichen Vereins junger Männer und des
deutſchchriſtlichen Studentenvereins über das „deutſche“ Turnfeſt,
welches im Reichsboten angeſtimmt wird, noch nachträglich zum
Abdruck bringt, damit die Leſer an der objektiven Berichterſtattung
des Blättchens nicht zu zweifeln wagen.

Bitterfeld. Der verhängnisvolle Zehnmark-
ſchein. Die Arbeiterfrau B. bemerkte am 19. April beim
Betreten eines Schlächterladens, daß etwas am Boden lag.
Mit den Worten: „Jetzt habe ich etwas gefunden, ich verlange
aber Finderlohn“, hob ſie den Gegenſtand auf. Da keine der
anweſenden Perſonen etwas verloren hatte, wurde der Sache
ſehr wenig Bedeutung beigelegt. Kurze Zeit danach meldete

aber eine Frau, die vorher im Schlächterladen Einkäufe
beſorgt hatte, als der Verlierer eines Zehnmarkſcheines. Jn-
zwiſchen hatte die B. aber den Laden ſchon wieder verlaſſen.
Es kam ihr zu Ohren, daß ſich ein Verlierer des von ihr ge-
fundenen Gegenſtandes gemeldet hatte. Jn ihrer Angſt borgte
ſie ſich von dem Jungen ihrer Nachbarin einen falſchen
Hundertmarkſchein, lief zum Schlächterladen zurück und gab
an, das ſei der gefundene Schein. Es wurde Anzeige gegen
ſie erſtattet und das hieſige Schöffengericht kam auch zur Ver-
urteilung wegen Diebſtahls zu einer Gefängnisſtrafe von drei
Tagen. Jn der Verhandlung vor der Halleſchen Strafkammer
wurde kein Diebſtahl, ſondern nur Unterſchlagung angenom-
men, weshalb die „glückliche“ Finderin mit einer Geldſtrafe
von 20 Mk. davonkam.

Zur Stadtverordneten wahl! Jn der Liſte der ſtimm-
fähigen Bürger für 1913 ſind 2688 (im Jahre 1912: 2618) Wahl
berechtigte verzeichnet, die einen Geſamtbetrag von 324 242,65 Mk.
(295 000,13 Mk.) an Steuern aufzubringen haben. Die 1. Ab-
teilung mit 114 (111) Wahlberechtigten zahlt 135 127,52 Mk.
(127 453,33 Mark), die 2. Abteilung mit 611 (566) Wählern
108 108,61 Mk. (101 702,07 Mk.) und die 3. Abteilung mit 1963
(1941) Wählern 81 006,52 Mk. (75 847,73 Mk.) Der höchſte Steuer
betrag beziffert ſich auf 19 814,33 Mk. (1912: 17 946,85 Mk.) und
wird von dem Werke Griesheim-Elektron geleiſtet.

Roitzſch. Arbeitskollegen, wie ſie nicht ſein
ſollen. Zwiſchen den Geſchirrführern des Bauers Haller
beſtand ſeit langer Zeit eine Feindſchaft, die ſich durch öftere
Sticheleien Luft machte. Aber bei den Sticheleien blieb es
nicht allein. Die Arbeiter ſuchten ſich gegenſeitig beim Unter
nehmer zu verklatſchen und aus der Arbeit zu drängen. Da-
durch ſteigerte ſich natürlich der gegenſeitige Haß noch mehr,
bis er ſich eines Tages gewaltſam Luft machte. Der Knecht
Voigt ſollte dem Bauer wieder etwas hinterbracht haben, wo-
durch ſich der Knecht Zillmer geſchädigt fühlte. Jn ſeiner Wut
gift letzterer zu einem Pflugreidel und ſchlug den Knecht

oigt damit ins Geſicht, daß die Naſe auseinanderklaffte,
außerdem verſetzte er ihm noch einige Schläge gegen
Schenkel. Der Verletzte mußte ſich in ärztliche Behandlung
begeben und war vier Wochen arbeitsunfähig. Wegen dieſer
Tat wurde er vom Bitterfelder Schöffengericht zu 30 Mk. Geld
ſtrafe verurteilt. Der Verletzte gab ſich aber mit dem Urteil
nicht zufrieden und wollte durch die eingelegte Berufung eine
höhere Beſtrafung erzielen. Außerdem hat der Schlagende
dem Verletzten noch über 80 Mk. an Arbeitsverſäumnis und
Schmerzensgeld bezahlen müſſen. Jn der Verhandlung vor
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von 48 Pfg. nur 43 Pfg. gezahlt werden ſollen.

zu der Tat durch die fortwährenden Sticheleien und Klatſche
reien gereizt worden ſei. Er bedauerte die Tat und betonte,
daß ihm der Spaß ſowieſo teuer genug komme. Der Vertreter
des Klägers beantragte, die Geldſtrafe in eine Gefängnis-
ſtrafe von einer Woche umzuwandeln. Das Gericht zog aber
die allgemeinen Umſtände, durch die die Tat veranlaßt wurde,
in Betracht und beſtätigte das Urteil der Vorinſtanz.

Eilenburg. Zur Stadtverordnetenwahl. Nur bis
t 30. Juli liegen die Wählerliſten aus. Die hieſige Partei
eitung wird für diejenigen Wähler, die ſchon vor zwei Jahren

im Beſitz des Bürgerrechts waren, das Einſehen der Liſten auf
Grund der alten Wählerliſten beſorgen. Alle neuen Wähler,
welche erſt nach der vorigen Wahl ſich das Bürgerrecht er-
worben haben und nicht ſelbſt nachſehen können, wollen ihre
Adreſſe folgenden Genoſſen übermitteln: Guſtav Raute, Wil
helm Quitzſch, Hermann Schmidt, Otto Wiewald, Bernhard
Schimanski, Paul Jentzſch, Oswald Heinemann, ſowie in den
Bureaus des Holzarbeiter- und des Fabrikarbeiterverbandes.

Ferienausflug. Der erſte Ferienausflug für die
Kinder unſerer Parteigenoſſen findet am Mittwoch, den
23. Juli, ſtatt. Die Teilnehmer wollen ſich um 2 Uhr nach-
mittags in der Nähe des Poſtgebäudes einfinden. Zunächſt
wird ein Spaziergang durch den Park nach der Wedelwitzer
Straße, Grenzſtraße bis nach der Taube unternommen. Hier
finden dann Unterhaltungsſpiele ſtatt. Es wird gewünſcht,

daß ſich die Kinder unſerer Partei- und Gewerkſchaftsgenoſſen
recht zahlreich daran beteiligen, um im geſelligen Kreiſe einige
frohe Stunden zu verleben. Wer von den Parteigenoſſen und
Genoſſinnen etwas Zeit übrig hat, möge ſich gleichfalls daran
beteiligen.

Helfta. Ein Volksblattausträger für Helfta wird bald
eſucht. Meldungen ſind an den Vertrauensmann Wilh. Chriſtange,
isleben, Kloſterſtraße 36, zu richten.
Mansfeld. Aus dem ſtädtiſchen Dreiklaſſen-Parla-

mentchen. Jn der letzten Stadtverordnetenſitzung wurde bekannt-
gegeben, daß für die Stadtväter noch Jubiläumsmünzen zu ver-
geben ſind. Dann wurde über den Anſchluß der Gemeinde an
eine Haftpflichtverſicherungs geſellſchaft beraten. Der Magiſtrat
hatte bekanntgegeben, daß die Hausbeſitzer, die noch nicht gegen
Haftpflicht verſichert ſind, ſich auf dem Bureau wegen einer ge-
meinſamen Verſicherung unterſchreiben ſollten. Es hatten ſich
aber nur zwei Bürger eingeſchrieben. Da es in den meiſten
Ortſchaften unſeres Kreiſes, in denen dieſe Liſten ausgelegen
haben, nicht viel beſſer iſt, ſo hatte der Landrat den Gemeinden
vorgeſchlagen, eine allgemeine Haftpflichtverſicherung für den
Kreis einzurichten. Es wurde auch beſchloſſen, bei der Wilhelma,
die die günſtigſten Chancen bot, zu verſichern. Auf unſere Stadt
beträgt die Prämie, da für je 100 Einwohner 1 Mk. zu zahlen
iſt, 25 Mk. jährlich. Der Betrag wurde auf die Stadtkaſſe über
nommen. Da die Balken der Brücke an der Verbindungsſtraße
am Friedhof verfault ſind, ſoll die Brücke in Eiſenbeton herge-
ſtellt werden. Die Ausführung wurde dem Baugewerksmeiſter
Pilz übertragen. Sodann verlas der Vorfitzende den Bericht über
die Unterſuchung der zu Oſtern ds. Js. zur Schule gekommenen
Kinder. Unterſucht wurden 59 Kinder, davon war die Entwicklung
bei 4 ſehr gut, bei 19 gut, bei 34 befriedigend und bei 2 ſchlecht.
Auffallend war, daß von den 59 Kindern 33 ſchlechte Zähne hatten.
Einer der Stadtväter frug denn auch an, ob etwas geſchehen ſei,
damit die zwei ſchlecht genährten Kinder, welche vom Schulbeſuch
zurückgeſtellt wurden, ihren zarten Körper etwas ſtärken könnten;
es könne doch von der Stadt etwas getan werden, um die Eltern,
die es doch gewiß nicht ausführen könnten, etwas unter die Arme
zu greifen. Darüber wurde aber keine klare Antwort gegeben.

Hinter verſchloſſenen Türen ſtand dann der Vertrag, welcher
mit Herrn Heine abgeſchloſſen werden ſollte, zur Debatte. Dar-
über ſcheinen unſere Stadtväter nicht recht einig zu ſein, und da
der Staub von früher nicht in die Oeffentlichkeit dringen ſoll, be
handelt man das Thema hinter verſchloſſenen Türen. Da der
Vertrag ſich um ein Objekt von 15000 Mk. dreht, ſcheinen ver
ſchiedene Stadtväter ernſtlich darüber nachgedacht zu haben. Jn
der Mansfelder Zeitung iſt ſchon von einem Streit mit Herrn
Heine zu leſen; erſt war es immer nur ein Vertrag. Wir
können den Herren bloß raten, recht vorſichtig zu ſein, denn ſie
tragen die Verantwortung.

Oberröblingen a. S. Bauarbeiterſtreik. Auf den für die
ferhammerwerke ausgeführten Bauten ſind heute 25 Bau

arbeiter in den Streik getreten, weil ſtatt des Tarifſtundenlohnes
Die Verhand-

Es iſt deswegen die
Arbeiterfreundliche

lungen haben zu keinem Ergebnis geführt.
Sperre über die Bauten verhängt.
Blätter werden um Nachdruck gebeten.

Deutſcher Bauarbeiterverband.

Sangerhauſen. Feuer im Speiſewagen. Am Frei-
tag mittag geriet zwiſchen Berga-Kelbra und Heringen das
Dach des in dem D-Zuge Berlin-- Frankfurt laufenden Speiſe-
wagens auf unaufgeklärte Weiſe in Brand. Der Zug wurde
auf freier Bahnſtrecke zum Halten gebracht und der Brand
durch das Eiſenbahnperſonal nach etwa zehn Minuten gelöſcht.
Der Wagen wurde in Nordhauſen ausrangiert.

Wittenberg. Gewerbegericht. Jn der letzten Sitzung
wurden zwei Klagen wegen rückſtändigen Lohnes im Ver-
gleichswege erledigt. Dem Abfüller Ernſt B. war von dem
Mineralwaſſerfabrikanten Lorenz der Lohn für zwei Tage ein-
behalten worden, welche er wegen Krankheit nicht gearbeitet
hatte. L. geſtand dem Kläger ſchließlich 4,50 Mk. zu, womit
ſich dieſer einverſtanden erklärte. Jm zweiten Fall hatte der
Ziegeleibeſitzer Gödicke dem Arbeiter B. für eine verlorene
Schippe und eine Peitſche einen entſprechenden Abzug gemacht,
der dem B. zu hoch ſchien. Er hatte mit ſeiner Klage inſofern
Erfolg, als ihm noch 3,50 Mk. zugeſprochen wurden; ſeine
weiteren Anſprüche mußte er dagegen fallen laſſen.

Torgau. Kartellſitzung. Jn der am Mittwoch ſtatt
gefundenen gut beſuchten Sitzung wurde die Abrechnung vom
erſten Halbjahr 1913 gegeben. Aus dieſer war zu entnehmen,
daß die Einnahme 263,77 Mk. und die Ausgabe 182,02 Mk. be-
trägt. Dennoch iſt ein Ueberſchuß von 81,75 Mk. zu verzeich-
nen; zu dieſem kommt der Kaſſenbeſtand von 1912 in Höhe von
233,46 Mk., was einen Vermögensbeſtand von 355,21 Mk. er-
gibt. Hierauf fand die Entgegennahme zweier Berichte ſtatt.
Der erſtere betraf die Kartellkonferenz in Sangerhauſen, der
wegen Erkrankung des Delegierten erſt jetzt gegeben werden
konnte. Den Bericht über die Kartellkonferenz in Halle er-
ſtattete Kollege Wolff. Beide Berichte zeitigten eine kurze
Diskuſſion, in der man ſich mit dem geſchaffenen Bezirks-
ſtatut einverſtanden erklärte. Sodann kam man auf das am
27. Juli ſtattfindende Gewerkſchaftsfeſt zu ſprechen. Bei
dieſer Gelegenheit machte der Vorſtand den Vorſchlag, die
Feier des Kinderfeſtes in dieſem Jahre nicht mit der des
Gewerkſchaftsfeſtes zu begehen. Der Vorſchlag fand jedoch
keine Unterſtützung, und bleiben ſomit beide Feiern mitein-
ander verbunden. Hierbei ſei zugleich angegeben, daß der Um-
zug zum Gewerkſchaftsfeſt die polizeiliche Genehmigung ge-
funden hat, und es demnach dabei bleibt, daß um 342 Uhr auf
dem Paradeplatz die Aufſtellung des Zuges erfolgt und dann
ſeinen Weg von dort nach dem Königsbad nimmt. Bei Be-
ſprechung der Volksfürſorge wurde man ſich einig, den Ge-nofſen Müde Halle zu einem Referat zu gewinnen. Scharf

gerügt wurde das Verhalten der Buchdrucker gegenüber
unſerem Gewerkſchaftslokal. Bringen ſie es doch fertig, als
einzige Gewerkſchaft, ſolange wir ein Saallokal zur Ver-
fügung haben, ihr Vergnügen auswärts in einem gegneriſchen
Lokal feiern. Wo ſoll das hinführen, wenn jede Gewerk-
ſchaft ſo handeln wärde? Zum Schluß wurde vom Kollegen
Kroll auf den Beſchluß hingewieſen, der das Anmelden der
Veranſtaltungen in unſerem Lokal betrifft. Unentſchuldigt
ehlten: Rühlemann, Maler; Pfitzner, Fabrikarbeiter; ent-

uldigt: Köhler, Maſchiniſt.
Mühlberg. Unzufriedene Ernteleute. Vor einigen

T forderten 10 Frauen, die beim hieſigen RitterguteGndenglern Erntearbeiten verrichten, mehr Lohn. Bis jetzt iſt
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noch nichts bewilligt. Die Frauen drohen in den Landarbeiter
verband eintreten zu wollen, falls ihre Forderungen nicht be-
willigt würden. Man braucht darüber kein Wort zu verlieren
denn daß die Landarbeiter am allerſchlechteſten bezahlt werden,
iſt nur Wahrheit. Nur wundern muß man ſich, daß dieſe
Klaſſe der Bevölkerung noch immer nicht die Bedeutung der
Organiſation erkannt hat. Die Landarbeiter haben es auf
Grund ihrer überaus ſchlechten Lage am allernotwendigſten.
Sie können es tun, zumal am Orte längſt eine Ortsgruppe
des Landarbeiterverbandes beſteht. Die Arbeitszeit iſt lang,
die Entlohnung ſchlecht. Sie brauchen nur ihre Arbeits-
genoſſen anderer Berufe zu betrachten, die nur durch die
Organiſation ihre Lage verbeſſert haben. Freilich ſchreit die
„Herrſchaft“ dann über die ſchlechten Leute auf ihrem Gute,
wenn dieſe einige Pfennige Lohn mehr haben wollen, daß dieſe
Herrſchaften aber außerhalb in eleganten Villen wohnen und
ein ſchönes Leben führen, ſagen ſie „ihren Arbeitern“ nicht.
Auch die Landarbeiter müſſen ſich ſelbſt helfen.

Stolberg. Steinkohlen im Südharz? Nach Mei-
nung hervorragender Sachverſtändiger ſind ſüdwärts vom
Harz, beſonders am Höhenzuge nördlich von Sondershöbuſen,
reiche Steinkohlenlager vorhanden. Nachdem das Miniſterium
zu Sondershauſen dem Stadtrat Franz Büchting in Ellrich
für die Unterherrſchaft das Schürfrecht erteilt hat, iſt jetzt eine
Geſellſchaft m. b. H. in Bildung begriffen, die es ſich zur
Aufgabe machen will, die Steinkohlenſchätze zu erſchließen.

Allerlei.
Dreitauſend künſtliche Gliedmaßen geſucht!

Jn der Kölniſchen Zeitung war jüngſt dieſes Jnſerat zu
eſen:

„Zirka 3000 künſtliche Gliedmaßen für eine krieg-
führende Regierung ſofort geſucht. Offerten von nur
leiſtungsfähigen Fabriken an Dr. Richard Mauch, Köln.“

Dreitauſend kräftige Männer ſind von der militariſtiſchen
Beſtie zu Krüppeln zerfleiſcht, und nun wird nach künſtlichen
Gliedmaßen annonciert, als ſolle die Lieferung von Erbs-
wurſt und Speck vergeben werden. Da wäre es tatſächlich noch
beſſer, die Regierungen „rüſteten“ ſchon zu Friedenszeiten auch
in künſtlichen Gliedmaßen, damit nicht die Zerſchoſſenen herum-
zukriechen brauchen, bis der kriegführende Staat mit irgend-
einer „leiſtungsfähigen Fabrik“ handelseinig geworden iſt!

Der Reichstag als Fortbildungsſchule.
Man ſollte meinen, ſchreibt das Berliner Tageblatt, daß

Reichstagsabgeordnete deshalb in den Reichstag gewählt
wären, um dort die Jntereſſen des deutſchen Volkes und ihrer
Wähler wahrzunehmen. Dieſe Anſchauung ſcheint aber nicht
Allgemeingut des deutſchen Volkes und auch nicht aller Reichs-
tagsabgeordneten zu ſein. Einen Beleg dafür liefert ein Nach-
ruf, der zum Tode des Reichstagsabgeordneten, Domkapitular
Kohl, im klerikalen Pfälzer Volksblatt erſchien. Der Nach-
ruf ſtammt offenbar aus der Feder eines anderen Reichstags-
abgeordneten und enthält folgende Charakteriſierung der
Tätigkeit des Reichstagsabgeordneten Kohl:

„Man durfte ihn wohl zur ſogenannten ſchärferen
Tonart rechnen, allein er hatte auch ein gutes Verſtändnis
für das praktiſch Erreichbare und Wirkliche. Große Reiſen,
auch im Orient, hatten ſeinen Blick erweitert. Jm Richs-
tage trat er, wie das bei den dortigen Verhältniſſen nicht
anders möglich iſt, wenig hervor. Er beſchäftigte ſich
aber dort viel mit Ruſſiſch, Engliſch und
Polni ſch.“

Es gibt alſo immerhin noch Leute, die den Reichstag ols
eine Art Gymnaſium und Nachſchule anſehen und ihre zwanzig
Mark Diäten für Sprachſtudien einſtecken.

Umfangreiche Zollhinterziehungen
werden einer Kölner Großfirma, die ſich mit dem
Handel von Sprit beſchäftigt, zum Vorwurf gemacht. Die
Firma ſoll ſich eines beſonders eingerichteten Tankwagens be-
dient haben, der zum kleineren Teil mit Benzol gefüllt war,
während ein großer, von außen ſichtbarer Holraum Sprit ent-
hielt. Bei der Verzollung an der Grenze wurde aber ſtets nur
das Benzol der amtlichen Verzollung unterworfen Die dadurch
hinterzogene Zollſumme ſoll ſich auf mehrere hunderttauſend
Mark belaufen. Die Jnhaber der Firma, deren Namen noch
geheim gehalten werden, ſind verhaftet, aber gegen Stellung
einer hohen Kaution wieder auf freien Fuß geſetzt worden.

So betrügen Kapitaliſten den Staat um Millionen es
bezweifle aber einmal jemand ihren „Patriotismus“!

Erdbeben in Süddeutſchland.
Faſt im ganzen Württemberg wurde Sonntag mittag

1 Uhr 7 Minuten ein kurzer, aber heftiger Erdſtoß ver-
ſpürt. Jn Stuttgart ſtürzten die Leute auf die Straßen. Die
Telephon und Telegraphendrähte gerieten in heftige Schwan-
kungen. Von einigen Gebäuden wurden Schornſteine herunter-
geworfen. Jm Königlichen Hoftheater traten die ſelbſttätigen
Feuermelder in Funktion und verurſachten einen blinden
Alarm. Der Herd des Erdbebens ſcheint wiederum, wie am
16. November 1911, in der Schwäbiſchen Alb geweſen zu ſein.
Es iſt deshalb auch in den Orten der Alb beſonders ſtark
empfunden worden, ſo in Sigmaringen, Ebingen, Balingen,
Hechingen und Tübingen. Der Erdſtoß wurde ferner wahr-
genommen im ganzen Remstal ſowie im Neckartal von Rott-
weil bis Heilbronn. Weiter liegen Erdbeben Nachrichten vor
aus Göppingen, Ludwigsburg, Freudenſtadt und Pforzheim.
Auch in Frankfurt a. M. und Straßburg im Elſaß
wurde der Erdſtoß verſpürt.

Straßenbahnunglück.
Jn der Windmühlenſtraße in Leipzig ereignete ſich am

Sonntag nachmittag ein verhängnisvoller Zuſammenſtoß
zwiſchen einem Omnibus der Leipziger Allgemeinen Kraft-
Omnibus- Aktiengeſellſchaft und einem Wagen der Leipziger
elektriſchen Straßenbahn, wobei drei Perſonen ſchwer und
ſieben weniger ſchwer verletzt wurden. Der Autoomnibus
wurde zertrümmert und auch der Wagen der elektriſchen
Straßenbahn wurde ſchwer beſchädigt. Die Schuld an dem
Unglück ſoll den Chauffeur des Kraftomnibuſſes treffen, der
entgegen ſeiner Jnſtruktion an dem Straßenbahnwagen vorbei-
zukommen ſuchte.

Mülheim a. d. Ruhr, 21. Juli. Geſtern abend entgleiſte
auf der Saarner Strecke ein Triebwagen der elektriſchen
Straßenbahn mit einem Anhängewagen und fuhr in den Gar-
ten des Broicher Schloſſes. Ein Soldat des 159. Jnfanterie-
Regiments wurde ſofort getötet. Fünf Perſonen aus dem
Triebwagen wurden ſchwer verletzt ins Krankenhaus ge-
bracht.

Ein deutſches Schiff verbrannt.
Das deutſche Frachtſchiff Etruriga der Hamburg-Amerika-

Linie, das in der Bucht von Rio de Janeiro Feuer fing, iſt
vollſtändig verloren. Die Beſatzung des deutſchen Schiffes
ſowie die des britiſchen Belle of Jreland, welches ebenfalls in
Brand ſteht, wurde gerettet. 4

Kleines Allerlei. Ein neuerlicher Wolkenbruch
hat bei Szekelyudvarhely in Ungarn einen großen Teil des
Komitats überſchwemmt. Jn Loevete ſind 75 Häuſer mit 100
Nebengebäuden eingeſtürzt. Es fand dort auch ein größerer
Erdrutſch ſtatt. Jm Bistum Münſter wurden in
folge des ſchlechten Wetters beſondere „Gottesdienſte“ ange-ordnet. Ein angenehmer Mitreiſender. In
einem Abteil vierter Klaſſe des Perſonenzuges Liſſa-Poſen
ſtach ein Arbeiter plötzlich ohne ſichtbare Urſache auf ſeine Mit-
reiſenden ein, von denen vier ſchwer verletzt wurden.
Als die Mitreiſenden die Notleine zogen, ſprang der Attentäter
aus dem Zuge, wurde aber verfolgt und verhaftet.

LELEöetzte Nachrichten.
Beginnende Friedensverhandlungen.

Belgrad, 21. Juli. Geſtern abend trafen die bulgariſchen
Friedensdelegierten, die Generale Paprikow und Jwantſchew,
in Niſch ein, um mit den Delegierten ſämtlicher Verbündeten

unverzüglich in direkte Friedensunterhandlun-
gen einzutreten.

Die Türkei „rechtfertigt“ ſich.
Konſtantinopel, 21. Juli. Die Pforte richtete an

die Botſchafter folgende Zirkularnote: Trotz des von
Bulgarien an den Tag gelegten Eifers, den Präliminar-
frieden zu unterzeichnen, weigert ſich Bulgarien, Gebiete zu
räumen, die die Türkei zurückerlangen muß. Bulgarien han-
delt zweifellos in der Abſicht, ſich eine ſolche Grenze zu ſichern,
welche der irrigen Jnterpretation entſpricht, welche Bulgarien
der Beſtimmung der Linie Midia-Enos geben will. Erſt als
die türkiſche Regierung des Wartens müde, ihre Armee beauf-
tragte, dieſe Gebiete wieder zu beſetzen, beſchloß die bulgariſche
Regierung, die Truppen zurückzuziehen. Andererſeits beſtand
die Pforte um die Möglichkeit zu haben, die Hauptſtadt zu
ſichern darauf, jeden Beweis zu erbringen, daß nur durch
eine nach Norden längs der Maritza gehende Linie, die ihren
Ausgangspunkt in Enos nimmt, die Grenze gebildet werden
könne Die Türkei hätte es gewiß vorgezogen, dieſe
Fragen mit Bulgarien auf diplomatiſchem Wege zu regeln.
Leider hindern die von den Bulgaren in den beſetzten Gebieten
mit unbeſchreiblicher Barbarei und Vandalismus verübten
Greuel, welche ihre Verbündeten mit derſelben Empörung feſt-
ſtellen konnten wie die türkiſchen, die Türkei an der diploma-
tiſchen Löſung. Die Erfahrung bewies, daß alle mit Bul-
garien begonnenen Verhandlungen dazu verurteilt waren,
endlos in die Länge gezogen zu werden. Unter dieſen Um-
ſtänden ſieht die Pforte ſich gezwungen, die fragliche Grenze
ſchon jetzt zu beſetzen, indem ſie ſich verpflichtet, im Einver-
nehmen mit den Mächten das künftige Geſchick Thraziens feſt-
zuſtellen. Die Pforte fügt hinzu, daß ſie in dem Wunſche,
die Entſcheidung der Mächte zu achten und mit Bulgarien
normale Beziehungen herzuſtellen, die genannte Straße als
endgültige Grenze anſieht, indem ſie ſich verpflichtet, ſie unter
keinem Vorwand zu überſchreiten

Griechiſch-bulgariſche Kämpfe.
Athen, 21. Juli. Meldung der Agence d'Athenes. Die

Kämpfe wurden geſtern auf der ganzen Linie mit dem allge-
meinen Vormarſch der griechiſchen Truppen forgeſetzt. Der
äußerſte rechte Flügel ſtand im Tale von Mahomia. Nach
den neueſten Meldungen beträgt die Zahl der erbeuteten-
Kanonen 22. Außerdem eroberten die griechiſchen Truppen,
vier Kruppgeſchütze nach heftigem Widerſtand des Feindes.
Das Zentrum drängte vorgeſtern und geſtern den Feind aus
den geſamten Stellungen in der Richtung der Päſſe von Cresna
heraus. Auf dem linken Flügel warfen die griechiſchen Divi
ſionen den Feind nach und nach aus allen befeſtigten Stel
lungen und beſetzten Petſchowo und die Berghöhen im Norden
von Petſchowo.

Sofia ohne Brot?!
Paris, 22. Juli. Der Sonderberichterſtatter des Jourual

telegraphiert aus Sofia: Die Rumänen verhindern
die Lebensmittelverſorgung von Sofia. Wir
werden kein Brot haben, und wenn Europa nicht binnen zwei
Tagen mit aller Entſchiedenheit einſchreitet, dann werden wir
eine Reihe jener Kataſtrophen erleben, welche den Schrecken
der Weltgeſchichte bilden.

Wähler,,ſtreik“.
Paris, 21. Juli. Jn Rochefort-ſur-mer haben die Wähler

bei den geſtrigen Gemeinderatswahlen geſtreikt, um dem
früheren Gemeinderat, der wegen Auflaſſung der Befeſtigungen
des Kriegshafens zurückgetreten war, ihre Zuſtimmung zu be
kunden. Von 8350 Wählern erſchienen 61 an der Urne.
C

Verantwortlich für Politik, Parteinachrichten, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bochk, für Lokales Wilhelm
Koenen, für Provinzielles Gottlieb Kasparek, für die An
zeigen Wilh. Herzig; Verleger Alfred Jähnig, ſämtlich in Halle.

Druck der Halleſch. GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (E. G. m. d. H.).

e --m-m---2Die hertige Nummer umfaßt 8 Seiten.

wie z. B. die Steckenpferd-Lilienmilchſeife, welche dadurch einen
friſchen roſigen Teint und eine weiße, ſammetweiche Haut erzeugt.

h

v—— v vvvvv—Arbeiter Sekretariat, halle a. S.,

Harz 42/43, Hof, 2 Treppen.
nur Wochentags von 11--1 Uhr und abends vonSprechſtuaden 5-8 Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags

geſchloſſen. Telephon Nr. 1541.

Die beste
Erfindung

Kofeke
in Milch, Kakao, Suppen oder

Gemüsen die bestgeeignerte,
ſeicht verdauſiche u. nafirhafte Z

Krankenkost.
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